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•• 
Osterreichische Asylpolitik: 

Heim nach Schengen? 
"Der vorliegende Gesetzesentwurf ist weder mit dem Vorentwurf [zur EG-weiten Harmo­
nisierung des Asylrechts, Anm.l noch mit dem Schengener Abkommen unvereinbar" -
mit diesen Worten schließt das Vorblatt zum Entwurf zum neuen Asylgesetz. Schengen 
- das bedeutet: Grenzen zu, Polizei-"Nacheilerecht" über Grenzen hinweg, zentrale 
Datenerfassung, Asylanträge können nur in einem Mitgliedsstaat gestellt werden. Mit 
der Neufassung von Asylgesetz und Bundesbetreuungsgesetz soll Österreichs Asylpo-

\ 

Iitikjetzt endgültig EG-reif werden. . . 
..... auf den Seiten 2 bis 4 

weiters noch: 
•. Berichte über Nazi-Aktivitäten in der ex-DDR, in der 
CSFR, der BRD und in Norwegen 
.• Südafrika, Türkei/Kurdistan, Italien, Japan, USA und 
. Frankreich 
• NAT und Stalin 
• eine ganz große Überraschung (Stichwort: ADH) 
• u.v.a 

Bis 22. Juni:Fliichtlings/ager vor dem Wiener Stefansdom 

KEINEN·METER MEHR! 
Neue TATblaH-T-Shirts 

Rechtzeitig zum Sommer gibt's jetzt das TAT­
blatt-Pickerlmotiv "STOP DEM AUTOTERROR" 
(in leicht abgeänderter Form) auch auf T-Shirt. 

um nur 100,-
...... -----__________ ......1 Details im Innenteil 
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Die Perfektionierung der österreich ischen Deportationsmaschinerie soll jetzt mit einem 
neuen Asylgesetz und einem neuen Bundesbetreuungsgesetz fortgesetzt werden; als 
letzter Teil soll Ende 1991 ein Einwanderungsgesetz folgen. 

Asylgesetz 
Wie üblich werden mit diesem Gesetz 

Vorgangsweisen, die schon bisher ohne ge­
setzliche Grundlage bzw. via Erlaß prakti­
ziert wurden, rechtlich verankert. So wer­
den laut §28 jene Fälle als "offensichtlich 
unbegründet" gewertet, in denen 

"1. der Asylwerber nicht in der Lage ist, 
,seine Identität und insbesondere seine 
Staatsangehörigkeit ... glaubhaft zu machen; 

2 derAsylwerber Staatsangehöriger eines 
Staates ist, ... von dem auf Grund der allge­
meinen. Erfahrung, seiner Rechtslage und 
Rechtsanwendung anzunehmen ist, daß in 
diesem Staat in der Regel keine begründete 
Gefahr einer Verfolgung ... besteht;" 

- also die bisherigen "Schimmelbe­
scheide" auf eine solide rechtliche Basis ge­
stellt. Umgekehrt wurde das Gesetz -wie 
bereits eingangs erwähnt - so konstruiert, 
daß es, sobald die EG-Asylnormen konkre­
terwerden, an diese angepaßt werden kann. 
Eine- bereits im EG-Recht und bald auch 
in Österreich - verankerte Klausel ist das 
"Erstasyllandsprinzip", das wiederholte 
oder parallele Asylanträge in verschiedenen 
Staaten unmöglich machen soll. 

Während das AsylgeSetz keine Bestim­
mung enthält, die Datenerfassung oder Da­
tenweitergabe regelt, können Daten von 
Asylwerberinnen und Flüchtlingen, die für 
die Bundesbetreuung erhoben werden, 
ausdrücklich an Asylbehörden anderer 
Staaten weitergegeben werden. Demgegen­
über sieht das Schengen Informations Sy­
stem "nur" die Erfassung von "zur Einrei­
severweigerung ausgeschriebenen" "Dritt­
ausländern" (also Nicht-EG-BürgerInnen) 
vor. Allerdings können auch diese Daten 
nach dem im Dezember neugefaßten Frem­
denpolizeigesetz aus österreichischen Da­
tenbeständen übermittelt werden. 

Asylanträge sollen in Zukunft generell 
von einem Bundesasylamt im Innenmini­
sterium abgewickelt werden, das Außen­
stellen in den Bezirken und bei den Grenz­
kontrollstellen errichten soll. Die Beru­
fungsinstanz werden Senate einer Bundes­
asylkommission abwickeln, nicht wie bisher 
der Landeshauptmensch. Damit soll eine 
Beschleunigung des Verfahrens erreicht' 
werden. 

Wie bereits oben erwähnt, wurden au­
ßerdem Kategorien von "offensichtlich be­
gründeten" und "offensichtlich unbegrün­
deten" H!lIen geschaffen, in denen keine 
weiteren Ermittlungen mehr stattfinden 
sollen. 

Im letzten Juliwurde ein §2a ins geltende 
Asylgesetz eingefügt, nachdem ein -
grundsätzlich formloser - Asylantrag 
überprüft wird, ob formal ein Asylantrag 
vorliegt. (In der Folge wurden immer wie­
der Menschen die Einreise verweigert mit 
dem Argument, es liege kein Asylantrag 
vor.) Der aktuelle Entwurf enthält keine 
derartige Passage, aber eine andere Ein­
schränkung der visumfreien Einreise von 
Asylwerberinnen: "§6. Einem Asylwerber ist 
die Einreise, auch wenn j:ie nicht schon allf­
grund des Paßgesetzes gestattet werden kann, 
formlos zu gestatten, soferne er direkt aus 
dem Staat kommt, in dem er behauptet, Ver­
folgung befürchten zu müssen. " 

Außerdem wurden formale Kriterien für 
Asylanträge formuliert. §25: 

"(2) Der Asylantrag kann mündlich oder 
schriftlich gestellt werden. . 

(3) Der Asylantrag hat 
1. den Asylwerber und die ihn allenfalls 

begleitenden Familienangehörigen (Ehe­
gatte und minderjährige Kinder) im einzel­
nen unter Angabe von Namen, Ort und 

Zeitpunkt der Geburt, Staatsangehörigkeit 
und bisherigen Wohnsitz zu bezeichnen; 

2. den Reiseweg und allfällige Aufent­
halte sowie die allfällige Beantragung oder 
Gewährung von Asyl in anderen Staaten zu 
nennen; 

3. die Gründe zu bezeichnen, aus denen 
Asyl beantragt wird. 

(4) Soweit erforderlich, ist von amts we· 
gen darauf hinzuwirken, daß der Asylantrag 
die in Abs. 3 genannten Angaben enthält." 

Asylverfahren können in Zukunft be­
reits eingestellt werden, wenn Asylwerbe­
rinnen "einer Ladung zu einer Vernehmung 
oder zu einer mündlichen Verhandlung ohne 
vorgehende Entschuldigung nicht ... nach­
kommen" (§30 Abs. 1 Z3). 

Bundesbetreu­
ungsgesetz 

Die Neufas.'mng des Bundesbetreuungs­
gesetz ersetzt die Fassung, die Anfang Juli 
1990 beschlossen wurde und von vornher­
ein nur auf ein Jahr konzipiert war. Die 
Neufassung bringt nichts wesentlich neues, 
die alten Kritikpunkte bestehen weiter. 
Wichtigste Neuerung ist wohl die Privatisie­
rung der Bundesbetreuung - nur in mehr 
Ausnahmefällen sollen Institutionen des 
Bundes herangezogen werden. Im Regelfall 
sollen Asylwerberinnen in privaten Unter­
künften untergebracht werden, die von "pri­
vaten, humanitären und kirchlichen Einrich­
tungen, Institutionen der freien Wohlfahrt 
oder der Gemeinden" verwaltet werden sol" 
len (4). Diese Institutionen, mit denen 
standardisierte Verträge abgeschlossen 
werden; sollen uU. auch Sprachkurse und 
Beratung anbieten. 

Die politiSChe Verantwortung des In­
nenministeriums, die bereits mit der "Ver­
Iänderung" der Bundesbetreuung abge­
schoben wurde, ist Löschnak nun endgültig 
los. In Zukunft wird der "Schwarze Peter", 
die Schuld an der Flüchtlingsmisere halt 
zwischen Bund, Ulndern und privaten Insti­
tutione~ rotieren. 

Flüchtlinge in Bundesbetreuung sollen 
in Zukunft nach §7 "mit ihrem Einverständ­
nis (ha ha! Anm.)filr Hilfstätigkeiten, die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit ihrer 
Unterbringung stehen (zB. Reinigung, Kil­
chenbetrieb, Transporte, Instandhaltung) 
herangezogen werden" können. Für solche 
"Hilfstätigkeiten" in Betreuungsheimen 
des Bundes kann (!) zwar eine angemessene 
Entschädigung "gewährt werden", Dienst­
verhältnis wird dadurch jedoch keines be­
gründet. Der Bund sichert sich gegenüber 
jeglichen Ansprüchen seiner Leibeigenen 
ab. 

Neu ist auch die Einrichtung von Rück­
reiseberatungsstellen und dfe Gewährung 
von Rückkehrhilfe. C§§ 12) Kommentar 
notwendig? 



Wie bisher besteht auf die Bundesbe­
treuung kein Rechtsanspruch: Kriterien. 
wer in die Bundesbetreuung kommt, wer­
den vom Innenminister willkürlich festge­
legt - siehe der derzeit gültige Dokumen­
tenerlaß: Flüchtlinge ohne Identitätsnach­
weis, also ohne Paß oder ähnliches, kom­
men erst gar nicht in die Bundesbetreuung. 

AsylwerberInnen haben bezüglich ihrer 
Bundesbetreuung nach wie vor keine Par­
teienstellung, ganze zwei Mitglieder im 
zwanzigköpfigen Asylbeirat - dessen 
Hauptfunktion die Festlegung der Ulnder­
quoten ist - sollen ihre Interessen wahren. 
Dafür dürfen ihre Daten hemmungslos 
übermittelt werden - auch an "ausländi­
sche Asylbehörden " (§ 11). 

Einzige Verbesserung gegenüber der 
bisherigen Lage: Der Zeitraum, in dem die 
Bundesbetreuung nach Abschluß des Asyl­
verfahrens weitergewährt werden kann, 
wurde von vier Wochen auf drei Monate 
ausgedehnt (§3) .• 

Dagegen ... 
• Bis 22. Juni wird's das Flüchtlingslager 

am Stefansplatz noch geben. Außerdem 
werden permanent Leute vom Flughafen­
sozialdienst und von zeitweise verschiede­
nen anderen Gruppen (Caritas, Evangeli­
sche Kirche in Traiskirchen, Unterstüt­
zungskomiteefür politisch verfolgte Aus­
länderInnen) anwesend sein, um Flüchtlin­
ge zu beraten. 

• Bundespräsident Waldheim reiste 
letzte Woche in den Iran; am Dienstag fand 
eine Demo von rund 100 Personen gegen 
diese Reise statt: Waldheim - und in sei­
nem Gefolge 15 Manager österreichischer 
Betriebe - reisten in einen Staat, der zwar 
vor kurzem die Genfer Konvention aner­
kannt hat, in dem jedoch nach wie vor gefol­
tert und hingerichtet wird. Österreichische 
Industrielle haben im ersten Golfkrieg mit 
Waffenverkäufen an kriegführende Staaten 

DokumentaJion: 

Flüchtlingsbeauftragter Pahr: l<'Iüchtlings-Opa? Eher Wolf im Schafspelz. -Das neue 
Asylgesetz stammt wahrscheinlich aus seiner Feder 

wie den Iran satte Gewinne gemacht und 
profitieren jetzt vom Wiederaufbau. Wäh­
renddessen werden in Österreich hunderte 
von Menschen aus dem Iran aus der Bun­
desbetreuung entlassen mit dem Argu­
ment, Iran hätte die Genfer Konvention 
akzeptiert, daher bestünde im Iran keine 
Verfolgungsgefahr mehr, daher würden 
Asylanträge voraussichtlich abgelehnt. 
Ähnlich wurde mit Asylsuchenden aus einer 
Reihe von anderen Staaten umgegangen­
im Weltbild' des Innenministeriums 
herrscht offenbar plötzlich eitel Sonnen­
schein und Menschenrecht in der Welt. 
Faktisch hat aber w9hl nur das Asylrecht als 
Werkzeug des kalten Krieges ausgedient. 

• Die SP veranstaltete - ebenfalls letz­
ten Oienstag - im Vindobona eine Po­
diumsdiskussion, bei der Daniel Cohn-Ben­
dit seine Visionen von einem multikulturel­
len Europa (und das meint er so; er redet 
von europäischer Staatsbürgerschaft und so 
weiter) verkünden durfte, FP-Stadtrat Ril­
mar Kabas ausgelacht wurde und Willibald 
Pahr wieder mal den Flüchtlingsopa spielte. 
Es war'aber gar nicht so witzig anzusehen, 
wie die Leute Cohn-Bendit aus der Hand 
fraßen. Die eigenen Leute im Innenministe­
rium - Löschnak, Matzka & Co. - zu 
verurteilen, dazu hats nicht gereicht. 

Bericht eines iranischen Flüchtlings 
auf der Pressekonferenz anläßlich der Eröffnung eines Flüchtlingslagers auf dem Stefansplatz 

Am 3. April 1991 kam ich auf dem Flughafen 
Wien-Schwechat in einer Gruppe mit zwei ande­
ren Männem, einer Frau und deren beiden Kin­
dern an. Wir übernachteten in dem Transitraum 
und am darauffolgenden Tag ging ich dort zur 
Polizei und bat um Kontaktaufnahme mit einem 
Vertreter des UNO-F1üchtlingshochkommissa­
riats. Die Polizisten begannen mich sofort zu 
verhören, sie durchsuchten mich und mein Ge~ 
päck. Es hieß, ich müsse auf einen Dolmetscher 
warten. Wir schliefen wiederum drei Nächte im 
Transitraum, dh. ohne Betten. Zu dieser Zeit 
hatten wir überhaupt kein Geld mehr. Ein Mit­
arbeiter des Flughafensozialdieilstes versorgte 
uns wie auch zehn Tamilen und sechs Pakistani, 
die sich zu dieser Zeit im Transitraum aufhiel­
ten, mit Essen. 

Am 7. April kam der Dolmetscher. Ich bean­
tragte politisches Asyl und b~klagte mich auch 

über unsere Situation. Ich erklärte, daß es nachts 
sehr kalt sei und es keine Schlafmöglichkeit im 
Transitraum gebe, was vor allem für die beiden 
Kinder problematisch war. Wir baten auch um 
Versorgung mit Essen. Bis zum 11. April erhiel­
ten wir keine Antwort, hatten wir keine Schlaf­
möglichkeit. Da den Mitarbeitern des Flugha­
fensozialdienstes am 8. 4. die Passierscheine ent­
zogen worden waren. gab es auch Probleme mit 
dem Essen. Wir erhielten lediglich drei oder vier 
Mal vom Roten Kreuz Essen. Die Kinderwurden 
krank, litten unter Schlafmangel und hatten, so 
wie wir, permanent Hunger. 

Am 11. 4. wurden wir in den Sondertransi­
traum gebraCht. J1as sind sechs Container beim 
Kontrollturm. Dort gibt es Betten, Duschen und 
Verpflegung. Allerdings waren wir dort einge­
sperrt, hatten keinen Kontakt zur Außenwelt. 
Auch telefonieren darf man nur. w~nn man Geld 

hat. 
Am 19. April erhielten wir von der .Polizei 

Ausweisungsbescheide mit zum Teil unwahren 
Behauptungen. Dann standen wir in Schwechat, 
ohne einen Groschen, auf der Straße. Die Poli­
zisten sagten uns, wir sollten dort warten, aber 
wir wußten· nicht warum und aufwen. Nach einer 
Weile kam eine Mitarbeiterin des F1ughafenso­
zialdienstes und holte uns· ab. Am selben Tag 
wufden wir noch von ihr nach Traiskirchen ge­
bracht. An diesem Freitag kamen wir also um ca. 
21 Uhr im Flüchtlingslageran, wirwurden erken­
nungsdienstlieh behandelt und man sagte uns, 
wir müssen bis Montag früh im Warteraum war­
ten. Das sind drei ganz schmutzige, verrauchte 
Räume. Zu dieser Zeit hielten sich dort ca. 45 
Asylwerber auf und es gab höchstens 20 Matrat­
zen. Auch mit Essen wird man dort nicht ver­
sorgt. Am Montag war der iranische Dolmet-
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scher nicht da, am Dienstag gaben wir unsere 
Bescheide ab, aber es war schon zu spät. Am 
Mittwoch wurde uns mitgeteilt, daß wir in Trais­
kirchen nicht aufgenommen würden, da wir kei­
ne Lichtbildausweise hatten. Dann wurden wir 
weggeschickt, niemand sagte uns dort, was wir 
tUn mußten oder wohin wir gehen könnten. Wir 
fuhren nach Wien zurück. Mit Hilfe des Flugha­
fensozialdienstes konnten wir eine vorüberge­
hende Unterkunft finden. Ich schrieb meinen 
Verwandten und bat sie, mir Dokumente zu 
schicken. Mein Personalausweis wurde mir da­
raufhin nach Österreich nachgeschickt und es 
war mit somit nach mehr als. drei Wochen Auf­
enthalt schließlich möglich, in die Bundesbetreu­
ung zu gehen. 

Soweit zu meinem "Empfang" in Österreich. 
In diesen ersten vier Wochen habe ich viele an­
dere Flüchtlinge getroffen. Auf dem Flughafen 
hörte ich von Tamilen, die abgeschoben wurden. 
Vier Singhalesen, die ich dort traf, wurden für 
drei Wochen in Schubhaft genommen. In Trais­
kirchen schlafen viele Flüchtlinge im Freien und 
hungern. Im Flüchtlingslager erzählten mir 
Flüchtlinge, si<! seien dort geschlagen und be­
schimpft worden. Andere wiederum sagten, ihr 
Asylantrag sei am Flughafen nicht angenommen, 
sonq~rn vor ihren Augen zerrissen worden. 

Osterreich hat die Genfer Konvention 
unterzeichnet und sich den Menschenrech­
ten verpflichtet. Was ich erlebt habe, ist 

entwürdigend und unmenschlich. Wir ha­
ben unsere Heimat nicht freiwillig verlas­
sen. Wir flüchteten, weil uns Gefängnis oder 
Exekution drohen. 

Ich habe gehört, daß es in Österreich Tier­
schutz-Organisationen gibt, und ich denke, es ist 
auch an der Zeit, sich um die Flüchtlinge in 
diesem Land zu kümmern. Jeder Österreicher 
kann sich von dem, was ich gesagt habe, übezeu­
gen, und einen Urlaubstag darauf verwenden, 
sich die Situation auf dem Flughafen oder in 
Traiskirchen anzusehen. 

Ich bitte den UNO-F1üchtlingshochkom­
missar, die Lage der Flüchtlinge in Österreich zu 
untersuchen. 

Dokumen/QJion: PlugbloJt :ur Stejansp/otz-AkJion 

Gegen die Obdachlosigkeit von AsylwerberInnen 
Sie kommen nach Österreich und suchen 

Schutz vor politischer Verfolgung in ihrem Hei­
matland, wie es ihnen nach dem Völkerrecht und 
der Genfer Konvention zusteht. Während ihr 
Anliegen geprüft wird oder sie beginnen, sich um 
eine neue Existenz zu bemühen, hat Österreich 
als Aufnahmeland für ihr Wohl und ihre Sicher­
heit zu sorgen. 

Doch das Bundesministerium für Inneres 
. legt seit einiger Zeit neue Maßstäbe an, wenn es 
. um die Unterbringung von Flüchtlingen geht: 

• "Unzureichend dokumentierte" - ds. 
Asylwerberlnnen, denen die Flucht aus einem 
Verfolgerland nicht mit einem gültigen Reisedo­
kument gelungen ist (wer sucht auch vor seiner 
Flucht eigens um einen Paß an?) oder denen 
Fluchthelfer und Schlepper diese Dokumente 
abgel1lJmmen haben, werden erst gar nicht in die 
Bundesbetreuung aufgenommen. Bis zur Nach­
schaffung der Dokumente - und das kann Mo­
nate dauern! - stehen sie auf der Straße. 

• Flüchtlinge aus manchen Nationen wer­
den überhaupt nicht mehr betreut, da ihr Asyl­
antrag offensichtlich prima facie wenig Aussicht 
auf Erfolg haben soll. Der zugleich mit der stand­
ardmäßigen Ablehnung des Asylansuchens in er­
ster Instanz ohnehin automatische erfolgende 
Ausweisungsbescheid ebnet den Weg zur kollek­
tiven Abschiebung. 

• Flüchtlinge, die inzwischen Arbeit gefun­
den haben, - auch wenn sie sich noch nicht die 
hohen Mieten und Ablösen für eine eigene Woh­
nung leisten können - müssen die Bundesbe­
treuung verlassen. Dies gilt auch für solche, die 
bereits Deutschkurse und andere staatliche Inte­
grationshilfen in Anspruch nehmen. Der Druck 
in die Illegalität ist vorgezeichnet. 

• Dazu kommt eine Weisung des Bundesmi­
nisters für Arbeit und Soziales, wonach Asylwer­
berInnen in Hinkunft keine Möglichkeit mehr 
zur Arbeit erhalten. Dies trifft va. jene, die erst 
kurz in Arbeit stehen. 

Caritas, Amnesty International, die Flugha­
fensozialdienst, aber auch viele Pfarren haben 
versucht, diese Menschen vor drohender Ob­
dachlosigkeit zu bewahren. Wie das Innenmini­
sterium ausführt, stellt ein mittelloser FlÜChtling 
nämlich eine Gefahr für Österreich dar, da er 
sich seinen Lebensunterhalt offensichtlich nur 
unrechtmäßig beschaffen kann, er ist daher vor­
beugend in Schubhaft zu nehmen! Viele Flücht­
lingsfamilien, deren Mütter und Kinder wenig­
stens behelfsmäßig in einem Heim oder einem 
Kloster untergebracht werden konnten, haben 
diese Erfahrung gemacht, daß der Mann plötz­
lich in Haft war. 

Will das Innenministerium wie vor der letzten 
Wahl wieder Stimmung gegen die ärmsten unter 

den ausländischen Menschen in Österreich ma­
chen? (Unter der ausländischen Wohnbevölke­
rung von derzeit rund 500.000 machen die 
Flüchtlinge mit weniger als 20.000 nur den ge­
ringsten Teil. aus, von denel) viele gar nicht in 
Österreich bleiben wollen!Y Sucht man einen 
Sündenbock für alle vergangenen Versäumnisse 
auf dem Gebiet der Wohnungspolitik? Oder 
spielt Österreich wieder einmal den Musterschü­
ler bei der Erfüllung des Schengener Polizei-Ab­
kommens, welches es gar nicht unterschrieben 
hat, nur damit sich die Herrschlilften in Brüssel 
und Bonn nicht die Hände schmutzig zu machen 
brauchen? 

Wir, das sind alle jene Gruppen, welche die 
Anliegen der Menschenrechte ernst nehmen, wir 
fühlen uns mit unseren ausländischen FreundIn­
nen, die bei uns Hilfe sucjten. allein gelassen. 

•• 

alle Asylwerbednnen! 
• Diskussion des Entwurfs zum neuen Asyl­

gesetz unter Einbeziehung der Flüchtlingsorga­
nisationen! Keine Umgehung des Völkerrechts 
durch Drittlandklausel und Save-Countries­
Konzept: Wer in Österreich um Asyl ansucht, hat 
auch hier Anspruch auf Schutz! 

• Keine Ausweisungsbescheide für Asylwer­
berInnen! 

Danach folgen die Naf!WI von 48 Institutionen 
und Gruppen, danmter zum BeispM katholische 
und sozialdemokratische Organisationen oder 
auch der Grüne Club, dem es noch letzten Sommer 
kein Problem war, wenn einige MandatarInnen 
"irrtümlich" rassistischen Gesetzen zustimmten. 
Amnesty International und Caritas fehlen aller­
dings .• 

Deshalb gehen wir mit 
ihnen auf die Straße. auf je­
ne Straße, auf welche sie 
sich durch die Politik der 
Regierenden in Österreich 
geworfen sehen. Wir wollen 
mit ihnen dort bleiben, bis 
ihnen geholfen wird, bis ih­
nen das Recht zuteil wird, 
das ihnen aufgrund der 
Genfer Flüchtlingskonven­
tion zusteht. 

FLUCHTLINGS 

(Kasten:) 
Zeltlager: Wien I, Stef­

ansplatz Zeit: 15. Juni, 10 
Uhr, durchgehend bis zum 
22. Juni abends 

Wir fordern: 
• Bundesbetreuung für 

alle AsylwerberInnen, egal 
ob und wie sie sich auswei-. 
sen können und unabhängig 
von ihrer Nationalität! 

• Betreuung von 
Flüchtlingen bis zu ihrer fi­
nanzie��en und sozialen Un­
abhängigkeit! 

• Keine Schubhaft für 
Asylwerberinnen ! 

• Demokratische Kon­
trolle der Asylverfahren 
durch unabhängige Grup­
pen wie zB. den Flughafen­
Sozialdienst! Schluß mit al­
len Angriffen seitens des In­
nenministeriums gegen kri­
tische Gruppen! 

. • Recht auf Arbeit für 

FEST 
WUK 

... 
CD 

o 
o 

5.T.5. WIENER 
TSCHUSCHEN 

KAPELLE 
H ."KON Kurdische 

M 1f' Folklore 

DACIA Rumänische 
Folklore 

4J Slowenische 
Liedermacher 

QUAll BEBE :~~i~Gn. 
IRANISCHE FOLKLORE Moderation: WILLI RESETARITS 
UNTERSTÜTZUNGSKOMITEE F. POLIT. VERFOLGTE AUSLÄNDER 
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Linz: 

Brutaler Polizeiangriff auf die KAPU 
Am Mittwoch dem 5.6.9i, dem ersten 

Tag des dreitägigen Abschlußfestes in der 
Kapu, kamen gegen Mitternacht zwei Bul­
len in die Kapu, weil sich Anrainerinnen 
angeblich über die Lautstärke beschwert 
hätten. Doch anstatt wie üblich mit einigen 
der Verantwortlichen beim Eingang oder 
der Bar zu verhandeln, wollten sie unbe­
dingt bis zur Bühne vordringen um die Be­
schwerde der Band selbst vorzubringen. Im 
allgemeinen Gedränge und Getanze (der 
Konzertraurn war gesteckt voll) verloren die 
Amtsorgane leider ihre Kopfbedeckungen 
und wurden angeblich sogar mit Bier be­
schüttet. Die beiden Amtshandelnden for­
derten sofort Verstärkung an, die anschei­
nend schon darauf gewartet hatte, denn nur 
einige Minuten später befanden sich auf 
dem Platz vor der Kapu ca. 17 Bullenautos 
mit den etwa 30-40 dazugehörigen Bullen. 
Originalzitat eines Oberkibaras: "Wenn i 
des Kaperl net krieg', erschieß'i den näch­
sten". Eines der beiden Kapperl wurde auch 
zurückzugeben (es war halt nicht mehr ganz 
weiß, das andere blieb verschwunden. In­
zwischen hatten sich auch schon einige Leu­
te vom Konzert nach draußen bewegt und 
einer davon wurde von 4 Bullen zu Boden 

\ 

gerissen,sofort zum Einsatzbus gezerrt und 
dort brutalst festgehaIten, da er angeblich 
"Wachebeamten laut schreiend gröblichst 
beschimpft" hatte (Kripo-Chef Marwan). 
Da weder dem Festgenommenen noch den 
anderen Anwesenden ein Grund für die 
Verhaftung genannt wurde, kam es zu Pro­
testen und in der Folge zu einem völligen 
Durcheinander. Ein Polizeihund (mit Beiß­
korb) wurde auf die Leute gehetzt und die 
Bullen teilten Tritte und Schlage aus. Eine 
Frau bekam einen Tritt in den Unterleib, 
die meisten Beteiligten trugen mindestens 
blaue Flecken davon. Während dem Geran­
gel wurden noch zwei Leute brutal verhaf­
tet. Ein Bulle gab drei verschiedene Dienst­
nummern her, die meisten gar keine, einige 
sagten mit fiesem grinsen Nummer 111 und 
so weiter ... Die Bullen zogen dann mit ihrer 
Beute ab. 

Darauf marschierten ca. 25 Leute zur 
Nitschestraße (Polizeidirektion) los und 
forderten zumindest Auskunft über die 
HaftgrUnde, die ihnen natUrlich nicht gesagt 
wurden. Uli K. und GeraldJ.(?) wurden mit 
einer Anzeige wegen Störung der Ordnung 
und Widerstand gegen die Staatsgewalt am 
nächsten Tag entlassen. Der Vater von Uli 

K. wollte sich am Donnerstag vormittag 
nach seinem Sohn erkundigen und sah ihn 
im Vernehmungszimmer sitzen. Aufge­
bracht wollte er in das Zimmer stürmen, 
während ein Kripo-Beamter die Tür von 
innen schließen wollte. Dabei ging das 
Milchglasfenster in der TUr kaputt. Darauf­
hin stürzten sich acht Bullen auf ihn. Vier 
Bl/llen fuhren dann einige Male mit ihm im 
Lift auf und ab und verprügelten Ulis Vater 
im Lift. Nach der LiftprUgelaktion ver­
brachte er mehrere Stunden im l:Iafn. Fol­
gendes wird ihm jetzt zur Last gelegt: Wi­
derstand gegen die Staatsgewalt, schwere 
Körperverletzung, Sachbeschädigung, Be­
amtenbeleidigung, Hausfriedensbruch und 
Stören der Ordnung. 

Ernst D. wurde auf das Landesgericht 
UbersteIIt und erst am Freitag entlassen. 
Auf ihn wartet nun zusätzlich eine Anklage 
wegen schwerer Körperverletzung. 

Nähere Informationen über den weite-
ren Verlauf der Anklagen im 

Infoladen LlNZ 
Pfarrg. 1/1 St., 4020 Linz 
Spenden fÜJ; Rechtshilfe: Sparkasse 

Linz/ BLZ !63-2(1 Nr~,~33472 • 

Rätselhafter Anschlag in Wien-Stammersdorf: Funkstreife ausgebrannt 

Feuerattentat auf POlizeiauto 
. Mysteriöser Brandanschlag auf 

einen Funkstreifenwagen der Poli­
zei in Wien-Floridsdorf! Unbekann­
te Täter brachten in der Nacht 
auf Mittwoch an einem vor dem 
Diensthundestützpunkt Wien-Nord 
in der Stammersdorfer Straße 133 
geparkten Einsatzauto einen Brand­
satz an, der Wagen ging. in Flam­
men auf - Totalschaden. 

Die Diensthundeführer der Strei­
fe "Tasso 2" hatten ihren speziell 
adaptierten Opel-Kadett im Halte­
verbot vor dem Wach zimmer ge­
parkt und auch ihre vierbeinigen 
Kollegen mit in die Amtsstube ge­
nommen. Wenig später, gegen zwei 
Uhr früh, gab es vor dem Polizei­
gebäude "einen Knaller", als die 
Beamten vor die Tür kamen und 
zum Feuerlöscher griffen, war es zu 
spät: Der Brandsatz, von dem ein 
Kerzenhalter und eine Schachtel 
überblieben, hatte "funktioniert". 
Erst die Feuerwehr konnte die 
Flammen ersticken. "Gott sei Dank 
ist der Wagen nicht explodiert" .. 
meinte ein Kriminalist zum KURIER. 

Bisher gibt es keine Bekenner zu 
dem Anschlag. Staatspolfzei und 
Sicherheitsbüro werden versuchen 
die Täter auszuforschen. Ein Zu: 
sammenhang mit der Polizei-Demo 

. . Bild. Fh" F,edle' am Dienstag scheint nicht ausge-
Streifenwagen als ausgebrannte Ruine vor Wachzimmer schlossen. P. GROLIG • 

WIR HABEN KEINE ANGST 
ZU KÄMPFEN - DENN DIE 
FREIHEIT IST UNSER ZIEL!< 

\ 

Die AKTION DENKEN und HANDELN über­
nimmt die Verantwortung für das lichterloh brennen­
de Bullen-Auto des Polizeipostens Stammersdorf. 

Das die Polizei, welche Verbrechen sie auch immer 
begeht, nicht nur in diesem Land weitgehend unge­
schoren davonkommt, ist nichts Neues. Trotz Korrup­
tion; Folter, Vergewaltigung, Rauschgifthandel und 
Menschenbespitzelung a la GESTAPO, kann der Poli­
zeiapparat als unverzichtbares Instrument der weltwei­
ten Nomenklatura schalten und walten wie immer es 
ihm .beliebt. 

Gesetzesbrüche durch Gesetzeshüter sind nur 
Randerscheinungen eines durch und durch korrupten 
und scheinheiligen Systems, in dem Geld, Macht und 
Lüge herrschen. 

Ganz im Sinne von "Machen sie doch was sie wol­
len", machen wir diesmal etwas, das wir schon immer 
wollten, nämlich ein Bullenauto der reinigenden Kraft 
des Feuers zu übergeben. 
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Volkszählung '91: 

Totales Chaos 
Die gewünschte Ruhe nach dem Sturm läßt auch rund 4 Wochen nach dem Stichtag zur Volkszählung noch auf sich warten. 
(TATblatt-Wien) der Volkszählung auf Urlaub und wie~er 

. Der Zeitplan war ganz klar abgesteckt and.ere verschwanden überhaupt gleich 
und wohl auch gut durchdacht: Bis zum 28. ganz von der BildfIache. 
Mai hätten die ausgefüllten Zählbögen auf Hinzu kamen noch diverse Sabotageak-
den Gemeinden sein te: von irre-
sollen. Allein, es kam führenden 
anders. Hausaushä 

Weit über das vor­
gesehene Ausmaß 
hinaus liefen sich die 
Zählorgane die Füße 
wund, um zu den be­
gehrten Auskünften 
zu kommen. Doch nur 
allzu oft vergebens: 
Zum Teil waren die zu 
zählenden nie anzu­
treffen, zum Teil muß­
ten mehrmals neue 
Bögen ausgegeben 
werden, weil die ande­
ren verschmutzt, zer­
rissen oder verloren 
waren, und zum Teil 
waren sie bereits "ab­
geholt", wenn das 
Zählorgan absam­
mein wollte. Dazu 
kam. noch der Ärger. 
auf der Gemeinde, die 
"Erfolge" sehen woll­
te. Undausden-zu­
mindest in Wien - in 
Aussicht gestellten 
6.000 Schilling (40.-. 
pro abgegebenen Per­
sonenblatt) wurde mit 
der Zeit umso weni­
ger, je größer der tat­
sächliche Aufwand 

Neue TATblatt-T-Shirts! 

ngen (siehe 
TATblätter 
minus47 und 
48) bis hin zu 
einem Auto­
cinbruch in 
Wien-Dona 
ustadt, bei 
dem ca 60 
ausgefüllte 
Zählbögen -
entwendet 
worden sein 
sollen (­
steht nur zu 
hoffen, daß 
die entwen­
deten Daten 
nicht einem 
Mißbrauch, 
sondern der 
angemesse 
nen Entsor­
gung zum 
Opfer gefal­
len sind). KEINEN METER MEHR! Ein i ge 
Gemeinden 
haben jeden­
falls schon 
angekündigt, 
den vorgese-

In den Größen M, L, XL und XXL 

um nur 100,-
Einfach mit beiliegendem Erlagschein einzahlen, 

dann bekommt ihr das T-Shirt zugeschickt. 

war. 
Doch auch manche Zählorgane spielten 

nicht so mit, wie es vorgesehen war: einige 
waren nachlässig, andere gingen während 

henen Abga­
betermin beim Statistischen Zentralamt 
zwischen Ende Juni (für kleinere Gemein­
den) und Mitte Juli (Städte, zuletzt Wien) 
nicht einhalten zu können .• 

Information und Beratung 

Überflüssige Volkszählungsbögen 
übernimmt gerne das VolkVERzählungs­
Büro zur angemessenen Entsorgung (bit­
te nicht die aus dem besagten Auto!) 

VolksVERzählungs-Büro und Volks­
VERzählungs-Telefon: 

Beratung und Information im Falle 
von amüsanten und traurigen Ereignissen 
im Zusammenhang mit der Volkszählung 

Donnerstag, 17.00-19.00 Uhr 
Freitag, 19.00-21.00 Uhr 

Wien 9, Marktgasse 21-23 
Tel.: 0222/34 50 524 

Boykott-Gruppe Wien: 
Zusammenrotten statt vereinzeln las­

sen! 
Jeden Montag, 19.00 Uhr, VoksVER­

. zählungs-Büro. 

Rechtshilfefonds 
für die Inanspruchnahme rechtlicher 

Beratung bei Folgen von Falsch- oder 
Nichtausfüllung. 

Mit mindestens öS 200.- bist auch Du 
dabei! 

BAWAG 02010 606 309, Kennwort 
"Unterstützungsfonds" 

Flüchtlinge - die "Bau~ 
. ern" im Schach der 

Vo~kszählung 

(aus: Standard, 8./9.6.1991) . . 
Was ein Volkszählungsgegner bei eI­

ner Veranstaltung mit den Worten: "Es 
würde mich nicht wundern, wenn die 
Stadt Wien für die Zeit der Volkszäh­
lung das Flüchtlingslager Traiskirchen 
eingemeinden würde" noch schwarzmal­
te, ist jetzt in ähnlicher Form in Milrzzu­
schlag (Stmk) wahr geworden. 

In der Zeit um den 15. Mai wurden ca 
100 Flüchtlinge gezählt, die wenig später 
wieder abgeholt wurden. So bekam zB 
die Behindertenorganisation "Jugend 
am Werk", die bisher noch nie Flilchtlin­
ge betreut hatte, die Anweisung, 30 Per­
sonen in ihrem Heim unterzubringen. 
Am' 28. Mai wurden diese dann wieder 
abtransportiert. 

Die Vermutung, daß es sich dabei um 
,kalte Berechnung handelte, liegt nahe, 
lag doch Mürzzuschlag bei der letzten 
Zählung nur knapp über der magischen 
Grenze von 10.000 Einwohnerinnen. 
Ein Absinken unter diesen Wert würde 
für die Gemeinde einen empfindlichen 
Verlust von Geldern aus dem Finanz­
ausgleich, eine Verkleinerung des Ge­
meinderates um 5 Personen und nicht 
zuletzt die Herabsetzung des Gehaltes 
des Bürgermeisters auf beinahe die 
Hälfte bedeuten. 

Bisher jedenfalls streiten die Stadtpo­
litiker jeden Zusammenhang zwischen 
Flüchtlings"betreuung" und Volkszäh­
lung ab, das Statistische Zentralamt hat 
versprochen, zu ermitteln .• 

und 

WAS FEHLT 
diesmal? 

1. Eine Antwort auf den Leserinnenbrief 
imTb-48 von a. 

2. Gespräch mit Boiler-Radioaktivistln-
nen 

3. Ein Bericht über Naziaktivitäten in 
Dresden 

ü.v.a. 

Ursachen waren: 
1. Grippe 
2. Platzgründe 
3. Stress 
u.a. 

Wir werden uns bessern! 
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Vom EG-Transit überrollt 
Mehr als 100.000 Personen haben die Transit-Petition unterschrieben, die am 4. Juni dem Nationalrat zur Behandlung übergeben 
wurde. Doch der Transit-Vertrag mit der EG ist so gut wie fertig. Am 17. Juni ist Unterzeichnungstermin. So, wie es bis zuletzt aussah, 
werden die Stimmen aus dem Volk dabei - wieder einmal- nicht berücksichtigt. 

(TATblatt-Wien) 
Der Termin nähert sich mit Sauseschrit­

ten. Noch vor dem SOQ1mer soll der EWR 
(Europäischer Wirtschaftsraum ) beschlos­
sene Sache sein - mit Beteiligung Öster­
reichs. Dazu müssen aber die Transitbedin­
gungen klar sein. Deshalb haben's Öster­
reichs Politiker a~ch mit der Unterzeich­
nung des TransitNertrages eilig. 

Die diversen,..mr-Tiansit-In­
itiative zusammengeSchlossenen 
Verkehrsinitiativen sind mit dem 
Vertrag nicht einvers.tanden. In 
der Transit-Petition; di~ mehr als 
100.000 Personen und'l24 Orga­
nisationen unterz~<,:hriet haben, 
sind die Forderungen-~anz klar 
formuliert: 

Begrenzung des Transitver­
kehrs auf allen Transitrouten, 

'Vorrang für die Bahn - bei 
gleichzeitigem Ausbaustop für 
Transitstraßen und mehr Rechte 
für die BürgerInnen. 

Ein Transit-Vertrag mit der EG wäre 
nur dann zu akzeptieren, wenn er eine ein-

. deutige Reduktion des Transitverkehrs 
bringe. Zielführende Mittel: Tonnagebe. 
schränkung auf max. 28t, generelles LKW­
Nachtfahrverbot, Prinzip der Kostenwahr­
heit (d.h.: der motorisierte Individualver­
kehr muß die gesamten Kosten, die er ver­
ursacht, auch selbst decken; das beinhaltet 
Straßenbau und -erhaltung, Unfallfolgeko-

sten, Kosten aus Ulrmbelastung, Land­
sChaftszerstörung und Luftverschmut­
zung). 

Die österreichische Bundesregierung 
glaubt, mit dem "Ökopunkte-System" ei­
nen Kompromiß zwischen EG-Lobby und 
dem Willen der BürgerInnen gefunden zu 
haben: Jedes EG-Land bekommt eine ge­
wisse Anzahl an "Ökopunkten", die bei je-

dem LKW-Transit - entsprechend dem 
Schadstoffausstoß - abgebucht werden. 
Haken an der Sache: Dieses System bezieht 
sich ausschließlich auf den LKW-Verkehr 
und Stickoxyde (NOx) als Schadstoff. Au­
ßerdem wünscht sich die EG eine Ausnah­
meregelung für Fahrten nach Griechenland 
- was eigentlich fast alle Transitrouten 
durch Österreich betrifft. 

Und in der Schweiz? 

Die Transit-Diskussion in der Schweiz 
konzentriert sich zur Zeit auf zwei Haupt­
themen: die Transitverhandlungen mit der 
EG und die Neue Eisenbahn-A1pentrans­
versale (NEAT). 

Hier versucht die EG, eine Zulassung 
von 40-Tonnern (die Schweiz hat 
ein 28t-Limit) für gewisse Güter­
kategorien zu erzwingen. Schüt­
zenhilfe bekommt sie dabei aus 
ÖsterreiCh, das den Umwegtran­
sit, der jetzt wegen der liberaleren 
Bestimmungen auf den Brenner 
ausweicht, wieder in die Schweiz 
zurückverlagern will. 

Die schweizerischen Umwelt­
organisationen stehen auf dem 

. Standpunkt, daß angesichts des 
steigenden Transit-Schwerver­
kehrs (1990 +7%) ein Transit­

Vertrag mit der EG nicht akzeptabel ist und 
auch eine neue Eisenbahninfrastruktur­
Anlage nur dann einen Sinn macht, wenn 
die Scl1weiz Verkehrsmenge und -mittel 
selbst bestimmen kann und die Restriktio­
nen für den Transitschwerverkehr aufrech­
terhalten bleiben; Sie fordern, daß die 
Schweiz und Österreich eine gemeinsame 
Position gegenüber der EG einnehmen um 
der umwelt- und menschenfeindlichen 
Konzeption der EG entgegen zu treten .• 

''Wir wollen wieder durchatmen! 
In Wien leben zwischen Ring und Gürtel 

so viele Menschen, wie in ganz Graz: 
300.000. Viele von ihnen in Abgasen, Lärm, 
Asphaltwüste und grauen Hinterhöfen. 

Nun haben sich verschiedene Initiativen 
aus diesem Lebensbereich zur" Aktion Bür­
. gerforum für intelligente Verkehrspla­
nung" zusammengeschlossen, um die Ge­
staltung "ihrer" Bezirke selbst in die Hand 
zu nehmen. 

(Bürgerforum für intelligente Verkehrs­
planung, TATblatt-Wien) 

"Wir wollen es gerne noch selbst erleben: 
Daß wir in der Stadt nicht nur autofahren, 
sondern auch leben können. Nicht husten, 
sondern atmen. Schlafen statt LKW zählen. 
Daß aus der Asphaltwaste ein Lebensraum 
wird. Straßenschluchten zu Alleen. Graue 
Wände zu hellen Häuserzeilen. " 

Mit diesem hohen Anspruch haben sich 
die Initiativen zusammengefunden, um ge­
meinsam zu kämpfen und sich nicht gegen­
einander ausspielen zu lassen. In erster Li-

nie geht es darum, das Auto zuückzudrän­
gen, um wieder Lebensraum für Menschen 
zu finden. Ist erst einmal eine autofreie Flä­
che geschaffen, so soll diese auch von den 
Anwohnenden nach ihren Bedürfnissen ge­
staltet werden können . 

Die einzelnen Initiativen, die von ver­
schiedenen, zum Teil radikalen (wie Sper­
rung von Straßen für den motorisierten In­
dividualverkehr, Fahrbahnrückbau ten, 
Tempo 30, Busspur), zum Teil auch frag­
würdigen Forderungen (zB Kopfsteinpfla­
ster - die Radlerin dankt, Topfbäume, 
Erklärung zum Stadterneuerungsgebiet -
in Wien heißt das konkret, daß sich die Mie- . 
terInnen ihre Wohnungen nicht mehr lei­
sten können) für ihr Detailproblem ausge­
hen, haben zu einem gemeinsamen Pro­
gramm zusammengefunden, das auf einem 
strikten Parkraum-Management im Zu­
sammenhang mit der Förderung des öffent­
lichen und Radfahr-Verkehrs basiert. Ge­
fordert wird: 

- die Realisierung eines Gesamtver-

kehrskonzepts für Wien 
- Parkraum-Management: Sämtliche 

Parkplätze Kurzparkzonen, die durch An­
rainerInnen mit Parkpickerl+Netzkarte 
benutzt werden können 

- Sperre aller Nebenstraße'n für den 
Durchzugsverkehr 

- absolutes Nachtfahrverbot für LKW 
- Vorrang für Bus und Tram, sonst 

rechts vor links 
- Park & Ride-System für Pendlerinnen 

und Pendler 

''Wir wollen nicht mehr aufbesser~ Zeiten 
warten, sondern bessere Zeiten machen ", 
versprechen die BürgerInnen. Bisher glau­
ben sie noch an die Unterstützung (und 
Durchsetzung) ihrer Forderungen durch 
Politiker und Beamte. Doch, falls sie damit 
keinen Erfolg haben sollten, können wir auf 
entsprechende Eigeninitiativen hoffen (und 
uns zur Unterstützung bereit halten) .• 
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Prozeß gegen A4-Besetzer 
Vor ziemlich genau einem Jahr, am 15. Juni 1990, wurde die Baustelle der A4/0stautobahn besetzt. Vier Tage später kam es zur 
Räumung, in deren Folge M. festgenommen und vier Tage lang inhaftiert wurde. Am 7. Juni 1991 fand der Prozeß statt. 

(TATblatt-Wien) 
Nach tagelangen Verhandlungen mit 

Politikern über Gefahr und Sinnhaftigkeit 
einer Autobahn und Alternativen dazu, 
wurde wieder einmal zum schlagkräftigsten 
Instrument gegriffen, zur Staatsgewalt in 
Form der Exekutive. 

Bei der von Peter Pilz so gelobten, ange~ 
blich "sanften" Räumung verschwanden 
Filme und eine Videokasette aus den Gerä­
ten oder Händen der BesetzerInnen und M. 
wurde als einziger von ca 90 Festgenomme­
nen verhaftet und "in Gewahrsam" genom­
men. 4 Tage lang. 

M. wurde beschuldigt, einem Gendar­
men einen Schlag in den Nacken versetzt 
und sich mit Händen und Füßen gegen ei­
n_r; Abtransport gewehrt zu haben. Das 
Ganze soll sich auf einer Plattform eines ca 
6m hohen Gerüstes abgespielt haben, auf 
das sich mehrere BesetzerInnen zurückge­
zogen hatten, um nicht so schnell geräumt 
werden zu können. 

Die Gendarmerie versuchte, den Fahr­
korb eines Feuerwehrwagens auf diese 
Plattform zu hieven, um dann die Leute 
abtransportieren zu können. Dieser Ver­
such sei angeblich gestört worden, indem 
die·BesetzerInnen die Ausstiegsklappe des 
Fahrkorbes mit einer Leiter blockiert hät­
ten. Daher wurde dieses Gerät von einem 
B~~mten der Sondereirtsatzgruppe (SEG) 
NO. "an sich genommen" und er versuchte, 
sie von der Plattform hinunter zu werfen. 
Bei diesem Versuch habe er plötzlich einen 
Schlag in den Nacken verspürt und sei in der 
Folge damit beschäftigt gewesen, "sein 
Übergewicht nicht.zu verlieren". Daraufhin 
wurde M. vom in einer Distanz von ca 10m 
am Boden befindlichen Einsatzleiter als an­
geblicher Täter genannt. Das sei ganz leicht 
gewesen, denn man habe ihn an seinem 
Franzosenkapperl erkennen können. 

Er wurde von auf der Plattform befind­
lichen Beamten "fixiert" und zum Fahrkorb 
gebracht. Dabei habe er wild um 

sich geschlagen. Sagt der eine Gendarm. 
Andere wiederum haben davon nichts be­
merkt. Dieser Anklagepunkt (Widerstand 
gegen die Staatsgewalt) scheint somit gefal­
lenzusein. 

Von der Verteidigung wurden noch 
ZeugInnen beantragt, außerdem wird der 
Videofilm gesucht, auf dem die ganze Szene 
aufgezeichnet sein müßte und der von der 
Gendarmerie (nach AugenzeugInnenbe­
richten) in Gewahrsam genommen worden 
war und seither verschwunden ist. Der Ein­
satzleiter, Hauptmann SChuch, einer der 
wichtigsten Zeugen der Anklage, ließ sich 
für den Prozeß entschuldigen (Richter: "Do 
hob i scho a freid g'hobt"). Er muß noch 
einmal geladen werden. 

Fazit: Der Prozeß wurde vertagt. • 

A4-GegnerInnen 
Währingerstr. 59 
1090 Wien 
Tel.: 0222/4026955;4025082 

PRESSEEINLADUNG UND HINTER­
GRUNDINFORMATION 

Betrifft: Strafprozeß gegen den 
A4/0stautobahn-Besetzer Michael S. 

Während Politiker und andere EG-In­
tegratoren in Brüssel-eine Art Scheinge­
fecht (Ökopunktesystem, Dauerhaftigkeit 
und Wi\'kung des Transitvertrages, etc ... ) 
"zum Schutz der österr. Bevölkerung vor 
einer hereinbrechenden Transitlawine" 
austragen, wird andererseits am eigentli­
chen Problem weitergearbeitet, an den 
zahlreichen (Transit) Autobahnbau­
stellen in ganz Österreich. 

Im Interesse der heimischen Straßen­
baulobby und auf Druck internationaler 
Wirtschaftsverbände(European Round­
table of Industrialists, International Road 
Federation, etc .. ), soll das Verkehrsnetz 
zu einem Autobahnnetz werden. Der 
A4/0stautobahn würde dabei nicht zu­
letzt durch die politische und wirtschaftli­
che Öffnung des Ostens eine immer zen­
traler werdende Bedeutung im West/Ost, 
aber auch Nord/Süd(da alpenpaß­
frei)Transitverkehr zufallen. Da es bei 
dem prognostizierten Autoverkehrszu­
wächsen bei einer Autobahn nicht bleiben 
wird, sind schon jetzt Folgeprojekte in Pla­
nung. So die hochrangige Verbindungzwi­
schen A4 und Bratislava, die A6, sowie die 

zweite Wiener Südumfahrung B301 und 
deren nördliche Verlängerung B302. 

Durch städtebauliche Entwicklungs­
maßnahmen noch verschärft - es sollen in 
den nächsten' 10 Jahren rund 100 000 
Menschen allein im 22. Wiener Gemein­
debezirk neu angesiedelt werden - wird 
weiterhin einseitig der Straßenausbau als 
Verkehrslösung forciert. Angesichts die­
ser Entwicklung und der geographischen 
Nähe Wiens zu Bratislava, ist zu erwarten, 
daß die Region östlich und südöstlich von 
Wien bis Bratislava ein riesiger Terminal . 
des gesamteuropäischen Staßentransit­
verkehrs wird. 

. Autobahnlandschaften, wie es sie bis 
jetzt nur in den Ballungszentren der US­
amerikanischen West und Ostküste bzw. 
Westeuropas gibt, könnten dann auch für 
die Bevölkerung Wiens und des nördli­
chen Wiener Beckens zu schrecklicher 
Gewißheit werden und zu unmenschli­
chen Lebensbedingungen führen. . 

Das heimische abschreckende Beispiel 
der Brenner Tranitstrec~e reicht den poli­
tischen und wirtschaftlichen Ent.! 
sCheidngsträgern scheinbar nicht aus: Un­
Whig und/oder unwillig anstehende Pro­
bleme konstruktiv zu lösen. Probleme, die 
in ihrer Komplexität, die Zukunft und das 
Leben von Millionen Menschen und den 
von ihnen bewohnten Regionen in den 
nächsten 10-20 Jahren betreffen. 

Unfähig und/oder unwillig diese Auf­
gaben selbst sinnvoll zu erfüllen, delegie­
ren sie die Lösung der daraus entstehen­
den sozialen und ökologischen Konflikte 
an die Exekutive und an die Justiz. 

FLEX's DI'GEST #5 out n w! 
.. .. sowie: Dischord ~ 

Records Pt.3 . The Punks /"'" Chumbawamba - Dog 
Intervi

7
ws: 

Faced Hermans _ It _ From Asia - Zensur Pt.2 -
der Paniktreibriegel _ . Splatter· Reviews· 

y;:~~~:~:~:~: \ ~ Kolumnen - ete. 

Vertrieb) / r --.. ",;'-m" 
~~L-__ ~.ji.,rM~~ 

~ .. -::~:-- ... " -::. \~J 

... kann gekauft werden in guten Plattenläden, in angenehmen n, bei coolen 
Vertrieben, auf vielversprechenden Konzerten und bei netten Mitmenschen ... 
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Ach, wieNAT 
Was ist so neu an der Neuen Bahn? 

Ein Fahrplan verändert Österreich, heißt es in der Werbung. im Regionalverkehrwaren doch auch eine alte Forderung von uns. 
So weit, so gut, schließlich wollten wir das ja auch schon einmal. 
367 zusätzliche personenbef"cirdernde Züge täglich, davon fast alle 
(302) im Nahverkehr. Soweit, so immer noch gut. Verbesserungen 

Wir wollen da nun keineswegs nach Haaren in der Suppe 
tauchen, aber einiges, was in diesen NAT hineinspielt, sollte nicht 
so einfach unter den Tisch fallen ••• 

(TATblatt-Wien) 
Bleiben wir aber noch beim Positiven: 

Selbst bei genauerem Hinsehen verspricht 
der "Neue Austro-Takt" immer noch eini­
ges Gutes: Auf den meisten Eisenbahnli­
nien verkehren die Züge nun in miteinander 
verknüpften Taktfahrplänen. In Umstei­
geknoten kommen die Züge aus den ver­
schiedenen RiChtungen ungefähr zur sel­
ben Zeit an und fahren, wenn alle da sind, 
nacheinander wieder ab, wodurch kürzeste 
Umsteigezeiten möglich wurden. Exakte 
Pünktlichkeit ist allerdings Voraussetzun­
gen, denn verspätete Anschlüsse werden 
grundsätzlich nicht mehr abgewartet. Da­
durch sollen die Reisezeiten ohne unnötige 
und teure Erhöhungen der Fahrgeschwin­
digkeiten spürbar verkürzt Werden. Eigent­
lich ideal. 

Da das alles durchaus begreiflicherweise 
nicht so über Nacht verwirklicht werden 
kann, wird dieser "integrierte Taktfahr­
plan" in mehreren Stufen realisiert. Der 
NAT 91 ist also ein, noch einige Lücken 
aufweisender, Anfang, der von verbesser­
ten NATs 95 und 97 abgelöst, und schließ­
lich mit dem NAT 2000 vollkommen wer­
den soll. 

Mit dem am 2. Juni in Kraft getretenen 
NAT 91 kam es aber zweifellos auch schon 
zu ziemlich bedeutenden Verbesserungen 
im öffentlichen Schienenverkehr. Die Ver­
besserungen betreffen - Anbetracht der 
ÖBB-Unternehmenspolitik der letzten 
Jahrzehnte eigentlich fast nicht zu glauben 
- hauptsächlich den Nahverkehr. Zahlrei­
che Eisenbahnlinien, . die bislang mit zwei, 
drei Zügen täglich bedient wurden, glänzen 
nun durch Regional- und Eilzüge im Stun­
dentakt, mit ausgezeichneten Anschlüssen 
in Umsteigebahnhöfen. Zweifellos ergaben 
sich durch die komplizierte Abstimmung 
zahlreicher vernetzt verlaufender Linien für 
einige Relationen mitunter geringfügige 
Verschlechterungen (so etwa im InterCity-, 
vormals Städteschnell-, Verkehr zwischen 
Wien und Graz). 

Für viele Bahnlinien war aber eine Ein­
bindung in das vielbeworbene Taktgefüge 
vorerst nicht möglich. Auf diesen Linien 
wurde zwar trotzdem me·istens das Zugan­
gebot erhöht, die Anschlüsse zu den takt­
fahrenden Anschlußlinien sind aber mitun­
ter nicht gerade attraktiv. 

Diese Schwierigkeiten mit dem N AT lie­
gen größtteiis in der praktizierten Verkehrs­
politik begründet. So wird zwar pausenlos 
die Förderung des öffentlichen Verkehrs 
propagiert, das Geld aber nur in den Stra­
ßenbau gebuttert. Und auf technisch veral-

teten eingleisigen Strecken mit dichtem 
Personen- und Güterverkehr kann nicht 
einfach mir-nix-dir-nix ein dichter Taktver­
kehr aus dem Boden gestampft werden. 
Schließlich müssen die Züge auch noch ein­
ander ausweichen können, und das, mög­
lichst ohne unnötiges Aufhalten von Güter­
zügen, die, wenn sie einmal rollen, dies zwar 
fast ohne Energieverbrauch tun, beim An­
fahren dafür aber wahre Unsun~men fres­
sen. Darüberhinaus sollte nach Möglichkeit 
nicht durch irgendeine unbedeutende Ver­
spätung gleich der gesamte Verkehr 
zwangsläufig zusammenbrechen, weil sich 
platzmäßig kein Ausweichen mehr ausgeht 
und eine Verspätung automatisch die ande­
re bedingt. 

Solche Umstände ließen sich durch eini­
ge kleinere Umbauten mitunter leicht kor­
rigieren, für die allerdings kein Geld vor­
handenist. 

VON VORRANG, NACHRANG, VER­
KEHRSPOLITIK UND SO 

Der Ausbau. von Bahnlinien wurde in 
den letzten Jahren haupt­

standen ist. Die feierlich begonnen Elektri­
fizierungsarbeiten der Eisenbahnlinien 
Richtung CSFR über Retz (Nordwest­
bahn) und Gmünd NÖ (Franzjosefsbahn) 
wurden per Vorstandsbeschluß aus Geld­
mangel "zurückgestellt". Eine Fertigstel­
lung erscheint für dieses Jahrtausend un­
wahrscheinlich. 

DER FREIE MARKT DER 
ARBEITSKRÄFTE 

Billiglohn-Eisenbahner im Ausverkauf 

Ein weiteres Problem des NAT 91 war 
es, daß mehr Züge auch mehr Arbeitslei­
stung von Seiten des Bahnpersonals erfor­
dern. Eigentlich war dies weniger ein Prob­
lem des NATs, als eines des Personals. Ei­
nes Bahnpersoilals, das so nebenbei freilich 
immer weiter wegrationalisiert werden soll. 
Da allerdings auch verpflichtende Über­
stundenleistungen selbst mit immer wieder­
kehrenden "Privilegiendiskussionen " nicht 
weit über so ca hundert Überstunden pro 
Monat hinaus ausweitbar sind, mußte der 
ÖBB-Vorstand neue Wege gehen. Nach 

sächlich für wichtige Nord­
Die Nel.le Bahl'l. \\~ cias n, •• ~ Süd-Transitachsen ange­

kündigt. Während aber der 
Autobahnbau etwa über ~'Xf/~ 
den Pyhrn vorangetrieben ',. I 
wird, räkeln sich die Eisen­
bahn-Züge wohl noch lange 
Jahrzehnte eingleisig über 
Pyhrn und Tauern. Mit 
schönen Reden wird das 
Transitproblem vermutlich 
aber nur schwerlich zu "lö­
sen" sein. 

Auch der Verkehr in 
Richtung "Osten" sollte be- N"""/~~'~)I\'f 

kanntlich ausgebaut wer- . 
den, unter weitestgehender 
Bevorrangung der Schiene, 
freilich, wird versprochen. 
Während die Autobahnpro­
jekte erinnerlicherweise 
durchgeprügelt werden, be­
gnügte man sich beim Bahn­
ausbau vorerst mit unzähli­
gen Verträgen, Absichtser­
klärungen und feierlichen 
ersten Spatenstichen. Die meisten Projekte 
kommen allerdings nur selten über dieses 
Spatenstichstadium hinaus. Ein mit viel 
Blasmusik, Humptata und Blablabla ge­
setzter erster Fahrleitungsmast in Retz wird 
dieser Tage wieder abgetragen, weil er oh­
nehin nur sinnlos und vereinsamt herumge-

~=-(r:::iC:;""""""'"", 

ST,L L. 

J"cl...e:. WisJ'\ • .J 
Jahren der Aufnahmesperre wurde ver­
sucht, so rasch wie möglich massigst Fahr­
dienstleiterInnen und Triebfahrzeugführer 
aufzunehmen. Da die Ausbildung eines 
Triebfahrzeugführers aber Jahre dauert, 
der Bedarfvonzusätzlichen dreihundert zu­
sätzlichen Triebfahrzeugführern jedoch bis 
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2. Juni gedeckt werden mußte, kam der 
Vorstand in eine gewisse Zwangslage. 

In der Zwischenzeit kam es aber im 
"ehemaligen Osten" zu den bekannten "re­
volutionären" Ereignissen. Im Zuge der all­
gemeinen "Befreiung" wurden dort auch 
allerhand Arbeitskräfte "freigesetzt", und 
so fanden sich unversehens auch zahlreiche 
Eisenbahnerinnen wegrationalisiert wie­
der. 

In Österreich wurde schließlich die Idee 
geboren, doch einfach billige Triebfahr­
zeugfahrer aus der ehemaligen DDR einzu­
kaufen, 

Für die Eisenbahnerinnen bei der Deut­
schen Reichsbahn (DR), der Bahnverwal­
tung der ehemaligen DDR, stellte sich die 

. Lage inzwischen ohnehin besonders mies 
dar. Die DR sollte trotz Anschluß der DDR 
an die BRD bestehen bleiben, da sie erst auf 
westlichen Standard gebracht werden sollte, 
ehe sie mit der (West-) Deutschen Bundes­
bahn (DB) wiederzuvereinigen würdig er­
scheint. DB-Standard heißt: möglichst 
schnelle Züge auf möglichst wenig Linien 
mit möglichst wenig Personal zu möglichst 
hohen Preisen. Also wurden zahlreiche Ei­
senbahnlinien eingestellt, die Tarife dra­
stisch erhöht, und massigst Personal entlas­
sen. Weitere Anpassungen, wie etwa die 
Anpassung der Löhne der D R-Angestellten 
auf das Lohnniveau der DB (bei gleicher 
Arbeitsleistung bei inzwischen gleicher 
Wirtschaft und gleicher Währung usw) fie­
len freilich unter den Tisch. Kleine Wogen 
der' Unzufriedenheit, die sogar zu einem 
kurzen Streik der DR-lerInnen gefahrt hat­
ten, konnten mit ein paar Versprechungen 

, rasch geglättet werden. 
Nun: Die ÖBB wollten also ein paar der 

"unnötig" gewordenen Lokführer der DR 
"kaufen". Dann aber schien es so, daß auch 
dieDB viele zusätzliche Lokführer bräuch­
te, und ebenfalls daran denke, diese in den 
"neuen Undern" billig zu erstehen. Also 
wurde seitens der ÖBB befürchtet, daß ih­
nen die DB die "Gustostückerln" am Ar­
beitskräftemarkt vor der Nase' weg­
schnappt, und nur die Restln für Österreich 
überbleiben. Zum Glück gab es aber gerade 
auch noch andere frisch-befreite Under, 
und so wurde in der Folge in Polen nach 
Triebfahrzeugführern für die ÖBB Aus­
schau gehalten. Strenge Aufnahmetests 
verlangten perfekte Deutschkenntnisse, die 
aber von genllgLeuten aufgebracht werden 
konnten, sodaß dem Ankauf dieser Men­
schen eigentlich nichts mehr im Wege ge­
standen wäre. Im letzten Moment entschloß 
man sich dann aber, doch lieber die deut­
sche Ware zu bevorzugen,'und doch auf die 
DR-Lokführer zurückzugreifen. Die polni­
schen Lokführer, die bereits alle Aufnah­
meerfordernisse erfüllt haben, wurden mit 
einem "Leider-Nicht" abgespeist, und das 
wars dann auch schon wieder. 

In der Zwischenzeit versehen bereits die 
ersten Ex-DR-Lokführer nach Einschulung 
in dieösterreichischen Betriebsvorschriften 
ihren Dienst im Linzer Raum. Sie bekamen 
allesamt auf ein Jahr befristete Dienstver-
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träge, und verdienen deutlich weniger als 
ihre beamteten ÖBB-Kollegen (aber iill­
mer noch mehr, als sie bei der DR verdient 
h;:ltten). 

Es gibt nun also zwei Klassen von Trieb­
fahrzeugführern bei den ÖBB. Die österrei­
chischen und die "ausUlndischen". 

Da durch die Billig-Arbeitskräfte be­
rechtigte Forderungen wie etwa bessere Ar­
beitsbedingungen, angemessenere' Über­
stunden-, Nachtdienst- oder Wochenendar­
beitsabgeltungen untergraben wurden, gär­
te unweigerlich der Zorn unter den "alten" 
österreichischen Triebfahrzeugführern. 
Diese meinten, daß bessere Arbeitsbedin­
gungen und besserer Lohn den Arbeitsplatz 
attraktiver machen würde, und dann in wei­
terer Folge auch mehr Leute Triebfahr­
zeugführer werden wöllten, was betrieblich 
gesehen, mittelfristig ebenfalls zur Deckung 
des Personalbedarfs führen würde, und ne­
benbei oder in erster Linie die aktuelle Si­
tuation der Bediensteten verbessern könn­
te. Die Billig-ArbeitskrMte werden nun 
aber als Quasi-Lohndrücker mißbraucht, 
und nehmendem ÖBB-Vorstandjede Ver­
anlassung, die Situation der Triebfahrzeug­
führer zu verbessern. Die "Gewerkschaft 
der Eisenbahner" fungiert bekanntlich 
schon seit Langem nur mehr als verlänger­
ter Arm des Vorstandes, und hat mit den 
Interessen der Arbeitenden nicht mehr viel 
am Hut (außer' schöner Worte, freilich). 
Besonders zu jenen Zeiten, zu denen pohli­
sche Lokführer.im Gespräch waren, wurde 
der berechtigte Zorn innerhalb der Beleg­
schaft gerne in Form von Fremdenhaß ka­
nalisiert.Ein Gerücht jagte das andere, und 
letztendlich waren es endlich einmal wieder 
"die Ausländer", die an allem Schuld waren. 

Über das gegenwärtige Verhältnis zwi­
schen den österreichischen und ostdeut­
schen Triebfahrzt!ugfGhrern liegen uns kei­
ne aktuellen Informationen vor. 

Auf normalem Wege aufgenommene 
Triebfahrzeugführer müssen übrigens wei­
terhin stolz ihre österreichische Staatsbür­
gerschaft nebst ihrer Männlichkeit unter 
Beweisstellen, ehe überhaupt an einen Alif­
nahmstest gedacht werden darf. Frauen 
sind für diesen Beruf auch heute noch ver­
boten. 

J>REI~ERHÖ 
TARIFANPASSUNG 

Trotz der neuen Triebfahrzeugführer 
sind die Überstundenleistungen der "alten" 
Triebfahrzeugführer gezwungenermaßen 
erhöht worden. Dies und die Gehälter für 
die zusätzlichen Arbeitskräfte - auch in 
anderen Bereichen des ausführenden Be­
triebsdienstes - sowie die unzähligen Bau­
vorhaben (ungeaChtet dessen, daß sie ohne­
hin nicht durchgeführt werden), müssen ne­
benbei auch dafür herhalten, daß mit 1. Juli 
die Fahrpreise bei den ÖBB kräftig angeho­
ben werden. Der wahre Grund liegt in Bud­
getkürzungen, die irgendwie kompensiert 
werden so)len. Ansonsten wäre vielleicht 
nicht genug Geld für den Straßenhau vor-

handen. Im Falle der Bahn gehen diese 
Budgetkürzungen in erster Linie auf, die 
Kosten der Bediensteten und der Reisen­
den (und dann lin weiterer Folge freilich 
auch auf Kosten derer, die beispielsweise an 
den Autobahntransitrouten wohnen, usw). 

Die Fahrpreise steigen am 1. Juli um 
durchschnittlich 4,85%. Bei einer einfachen 
Fahrkarte für 10 Kilometer macht die 
Preiserhöhung satte 7,14% aus. Dement­
sprechend erhöhen sich auch die Strecken­
kartentarife, und auch die Preise für Be­
rechtigungsmarken für Fahrpreisermäßi­
gungen werden angehoben. Die geplante 
Einfahrung einer "Comfort-Tax" für Euro­
City- und SuperCity-Züge von S 50,- wut­
de allerdings wieder verworfen. Damit wä­
ren zahlreiche schnelle Züge für PendlerIn­
nen unerschwinglich geworden (was aber 
auch Ziel dieser Tarifidee gewesen ist -
schließlich soll doch nobles internationales 
Reis~publikum nicht du~ch schwitzende 
ArbeiterInnen gestört werden, die sollen 
lieber in langsamen Regionalzügen herum­
tuckeln - müssens halt früher aufste­
hen ... ). 

Bei alledem soll freilich nie die Ehrlich­
keit der Politikerinnen in Frage gestellt wer­
den, die vom Vorrang für den öffentlichen 
Verkehr sprechen. Ebenfalls sollen keines­
wegs irgendwelche Kapitalinteressen, etwa 
der Bau-, Mineralöl-, oder Autoindustrie 
unterstellt werden. Das wollen wir ganz be­
stimmt nicht, das wär nicht NAT, wär' es 
nicht. Undsoweiterundsoforte 

UNFASSBA NR. 7/8 IST 
DA! 

Doppelnummer! Themen: Mit 
Rassismus gegen Männerwahn: 
Betty Mahmoudy ~ Nicht ohne 
meine Tochter, Grenzen auf!, Kur-
distan, BekennerInnenbriefe, ' 
VoIxsport, Antifa, Anarchafeminis­
mus, , Knast- und Häuserkampf, 
Tag X, Kriminalisierung, l.Mai­
Rückblick, Comix, ... 
Preis: 6,- Muck, Abo: 20,-, Wieder­
verkäuferInnen: 9 Exemplare.. 40 
Mack. Alles nur bar und im Voraus 
bei: Unli. elo Umwälzzentrum, 
Seharnhorststr.57, W-4400 Münster. 
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Selbstdarstellung des Antirassismus - Telefons 
Ein Schwerpunkt der Aktivitäten des 

Vereines "Interkulturell" gehen davon aus, 
daß der Rassismus aus Österreich nicht ver­
schwunden ist und nachwie vor in die ver­
schiedensten Bereiche dieser Gesellschaft 
hineinwirkt. Rassismus und Diskriminie­
rungen sichtbar zu machen, ist ein Wichtiger . 
Bestandteil unserer politischen Arbeit. 

Wir verstehen das Antirassismus - Te­
lefon vor allem als Meldestelle für solche 
Menschen, die von rassistischen Drohun­
gen, Übergriffen und Diskriminierungen 
betroffen sind, aber auch sls Melde- und 
AnlaufsteIle für solche Personen, die von 
rassistischen Äußerung~n und Vorfällen er - . 
fahren und selbst nicht betroffen sind. Ras­
sismus kann Menschen überall begegnen: 
In der Schule, im Cilfe, auf der Straße, bei 
der Wohnungssuche, bei der Polizei, .... 

Wir sammeln mit Hilfe des Telefons In­
formationen über rassistische Aussagen, 
Aktionen· und Bedrohungen und werden 
diese Meldungen nach Wunsch anonym 
veröffentlichen. 

Wir hoffen mit dieser Art von Öffentlich­
keitsarbeit unserem Ziel einer antirassisti­
schen Gesellschaft ein wenig näher zu kom­
men. 

Sollte konkrete Beratung für Betroffene 
(ausländische MitbürgerInnen und Flücht-

linge) notwendig sein, werden wir sie, soweit 
als möglich, an kompetente Beratungsstel­
len und RechtsanwältInnen weitervermit­
teln: Das antirassistische Telefon ist auch als 
AnlaufsteIle für solche Institutionen (z.B. 
Schulen) gedacht, die Informationen über 
Rassismus bzw. über Möglichkeiten anti­
rassistischer Arbeit benötigen. 

Aber wir hören und berichten natürlich 
auch gerne etwas über Beispiele, über In­
itiativen und Projekte, die das solidarische 
Zusammenleben von ausländischen Mit­
bütgeI'Innen und Einheimischen fördern 
und damit Diskriminierungen entgegenwir­
ken. 

. Am 23.Mai wurde das Antirassismus -
Telefon im Vereinslokal "Interkulturell" 
c/o ÖlE in Innsbruck installiert. 

Was ist Rassismus??? 

Rassismus heißt, andere ethnische 
Gruppen auf Grund ihrer Abstammung als 
minderwertig einzustufen. Der Rassismus 

. geht primär vom Staat bzw. von seinen In­
stitutionen (z.B. Polizei, Gericht, etc.) aus, 
die bestimmte Gruppen z.B. durch rassisti­
sche Gesetze benachteiligen und ihnen da­
mit bestimmte Möglichkeiten entziehen: 

Wenn ausländische Mitbürgerinnen 
nicht wählen und 
·nicht gewählt werden 
dürfen, wenn sie von 

Die meisten schönen 
Schuhe· sind nette· 

kleine Folterkammern. 

Gericht und Polizei 
diskriminiert werden, 
wenn ausländische 
Mitbürgerinnen, 
Flüchtlinge oder 

, "ethnische Minder­
heiten" gegenüber 
ÖsterreicherInnen 
bei der Arbeits- und 
Wohnungssuche be­
nachteiligt werden, 
oder wenn zum Bei­
spiel in Kärnter 
Volksschulen slowe­
nisch- bzw. zweispra­
chige Kinder von 
deu tschsprachigen 
getrennt unterrichtet 
werden, sprechen wir 
von einem "institutio­
nellen Rassismus". 
Um die Gleichstel­
lung aller hier leben­
den Menschen durch­
zusetzen, muß vor al­
lem dieser "institutio­
nelle Rassismus" be­
kämpft werden. 

Gut zu Fuß sein und trotzdem mit der 
Zeit gehen: im ebenso fußgerechten wie 
schönen Schuh. Und Sie werden sehen: 
Unsere Auswahl und Beratung hat Hand 
und Fuß. 

GEA 
1080 WIEN, Hlfni Staudingir, langl GaSSI 24, Tel. 4083626 

1010WIEH, Himmllplartgassl 26, TII. 5121961 

Ausländische Mit­
bürgerinnen und 
Flüchtlinge, "ethni­
sche Minderheiten" 
müssen aber auch vor 
einem "Rassismus 
von unten" geschützt 
werden, mit dem die-

se Gruppen in fast jeder Lebenssituation 
konfrontiert sind: 

Wenn "unsere" Kinder nicht mit 
"Tschuschen Kindern" spielen sollenjwol­
len, wenn "Gast"-ArbeiterInnen in be­
stimmten Lokalen nicht bedient werden, 
oder wenn Tür und Tor versperrt werden, 
. sobald sich Flüchtlinge ankündigen, hat der 
Rassismus wieder einmal zugeschlagen. 

Das antirassistische Telefon wird den 
Rassismus nicht beseitigen können. Aber 
diese Initiative kann vielleicht durch das 
Sichtbarmachen des Rassismus aufzeigen, 
wie zerstörerisch diese Ideologie sowohl für 
die "Opfer", als auch für die Täter" ist. 

DIE TELEFONNUMMER: 
0512/56 72 71 

SOLIDARITÄT MIT DEN ANTIFA· 
SCHISTISCHEN GRUPPEN IN DER 

DDR! 

In der ex- DDR vergeht kaum ein Tag an 
dem nicht rechtsradikale einen Mord bege­
hen oder Menschen (vornehmlich Auslän­
derInnen) krankenhausreifprügeln.( Am 5 
Juni wurde ein 30 Jähriger Arbeiter von 
rechtsextremen Skinheads in Leipzig aus 
der Straßenbahn geworfen und erlag wenig 
spater seinen Verletzungen). 

Um weitere Aktionen und Morde der 
Faschisten zu verhindern brauchen die an­
tifaschistischen Gruppen in der ex-DDR 
unsere Hilfe. 

Gebraucht werden noch immer: Geld, 
"Waffen", Infomaterial, Antifapickerl und 
Plakate, Farbsprays, Feuerlöscher, Ide-
en, ...... . 

Das TATblatt wird die hoffentlich zahl­
reichen Spenden an die Antifaschistischen 
Gruppen in der ex-DDR weiterleiten. 

TATblatkontQ: PSK 7547212 mit dem 
Vermerk (DDR). 

"Waffen", Infomaterial, Pickerl.... vor· 
beibringen oder dem TA Tblatt schicken. 

HELFT DEN ANTIFAS ! 
KEIN FUSSBREIT DEN FASCHI­

STISCHEN BANDEN! 

Autrufzur Antifaarbeit !!! 
Hallo Leute!! 

Bitte schickt uns massigst Infos, Bü­
cher, Cash, Kuverts.. 

Weiters gibts bei uns noch immer die 
legendären Antifa-Aufnäher: 

GEGEN NAZIS + GEGEN 
SKINS 

weilkchwan:eschwan:-roteweiß- rot für 15 
~+5fiirsftJl1o J 

im doppelten Umschlag an: 
Tatblatt 
Gumpendorferstr.157/1I, 1060 Wren 
innerer Umschlag-Antifa 
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Bericht aus Leipzig 
(Medienzentrum) 

Leipzig ist eine wunderschaene Stadt mit 
ca. 550 000 EinwohnerInnen und 400 Poli­
zist(inn?) en. Wie in Staedten dieser Groes-

Schutztruppen der streikenden Arbeiter, 
bildeten fliegende Einsatztruppen, die 
Streikbrecher abwehrten. Ende der 60er 
Jahre wurde in England, vor allem in den 
Liverpooler. Elendsvierteln eine Bewegung 
junger Arbeiter daraus, die gegen die staat­
liche Unterdrueckungsmaschinerie und 
das Kapital protestierten. Ihre Musik waren 
Ska, Soul, Reggae und Oi. Anfang der 80er 
Jahre tauchten in der BRD die ersten Skins 

(genaue Adressen kriegt ihr in der Staek­
kartstrasze) und stellten fest, dasz eigentlich 
ein sehr gutes Klima innerhalb der "Szene" 
herrscht. Nachdem der Fascho-terror des 
Vorjahres (zerstoerte Cafes, Jugendclubs, 
ueber 200 teilweise erheblich Verletze bei 
Ueberfaellen, sogar 25 verletzte Polizisten 
(bundesweit waren es 50!) nachgelassen 
hat, stehen nun die inhaltlichen Diskussio­
nen irinerhalb. der einzelnen autonomen 

.. ze ueblich, ist Leipzig in mehrere Bezirke 
bzw. Stadtteile eingeteilt. Nachdem wir uns 
hauptsaechlich in Connewitz aufgehalten 
haben, beziehen sich saemtIiche Aussagen 
auf diesen Bezirk. Connewitz ist das Zen­
trum der Autonomen- und Hausbesetze­
rInnenszene. Eigentlich ein Ab­
bruchviertel, von dem mensch 
annehmen musz, dasz frueher 
oder spaeter Haeuserspekulan­
ten dort ihr Unwesen treiben 
werden. Noch tut sich nichts der­
gleichen. Viele Haeuser sind un­
bewohnt und selbst den bewohn­
ten Haeusern sieht man/frau die­
se Tatsache von auszen oft nicht 
an. Das erste, was es in Conne­
witz zu lernen gilt ist, dasz der 
aeuszere Schein oft truegt. Auch 
mit den in Oesterreich erlernten 
Begriffen und Normen kommt 
mensch hier nicht sehr weit. 

leipzig Feh. '90: nur »national eingestellt«? Gruppen mehr im Vorder­
grund. So passiert es auch 

Ausgangspunkt unserer 
.Kurzexpedition war die Staek­
kartstrasze. Dort' gibt es ein 
Straszencafe, dieser Treffpunkt 
ist weäer zu uebersehen noch zu 
ueberhoeren. Ein wenig seltsam mutete al­
lerdings das Aeuszere einiger dort Anwe­
sender an. Die sahen naemlich aus, wie 
hierzulande Skinheads auszusehen pflegen. 
Und wie sich in kurzen Gespraechen her­
ausstellte, waren das auch soiche. Aber 
eben keine der ueblichen Skins, sondern: -
S.H.AR.P.-Skins, was soviel bedeuted wie 
Skinheads against racial prejudice. Sollen 
(angeblich) international organisiert sein 
und eben gegen Rassismus auftreten. -
Red-Skins, eine Bewegung, die ursprueng­
Iich aus Jamaica kommt. Schwarze(!) Red­
Skins bewaehrten sich in Kingston als 

auf. Diese wurden systematisch von Nazis 
unterwandert, da niemand sonst bereit war, 
der Skin-Bewegung Raum zu geben. So 
entstand die absurde Situation, dasz rassi­

,stische Skins zu "Negermusik" tanzen und 
anschlieszend "Sieg Heil" bruellen. In der 
ehemaligen DDR gibt es nun wieder Skins, 
die an den Urspruengen der Red-Skin Be­
wegung festhalten und sich von den Fa­
schos distanzieren. 

Also doch Linke. Sehen eben nur aus wie 
Rechte. Oder viel besser, die Rechten se­
hen heute so aus, wie urspruenglich die 
Linken. In Leipzig gibt es innerhalb der 

linken Szene eine rege Dis­
kussion ueber diesen Um­

Nazi-Treffen in Wunsiedel stand. Eine rein optische Un­
terscheidungsmaeglichkeit 
zwischen Linken und Fa­
SChos gibt es bei den Skins na­
emlich nicht. Was mitunter 
zu erheblichen Schwierigkei­
ten fuehren kann. Und das 

Die militanten Neonazis mobilisieren bundesweit fUr 
ein Treffen am 17. August in Wunsiedel am Grab von 
RudolfHess. Die FAP hat zu diesem Anlaß z.B. eigens 
Aufkleber gedruckt. Nach den Erfahrungen in den ver­
gangenen Jahren muß damit gereChnet werden, daß 
dabei 1000 bis 2000 militante Neofaschisten aller Frak­
tionen zusammenkommen. 

Eine Bürgerinitiative in Wunsiedel bereitet eine Ge- . 
gendemonstration vOr. . 

Der AKNeofaschismus in Nürnberg hat zum Thema 
eine Ausstellung und eine lesenswerte Broschüre er­
stellt: "Die Mannet fürs Grobe". Die Broschüre kann 
man für 4,- in Briefmarken bestellen bei: 

AK Neofaschismus 
PLK-Nr. 0502590 
8500 Nürnberg 1 

Argument, dasz sowieso je­
der jeden kennt, duerfte nicht 
einmal innerhalb der Leipzi­
ger Autonomen unumstritten 
sein. Auszerdem gibt es da 
noch den Vorwurf, dasz die 
Leipziger "linken" . Skins ei­
nem Maenner- und Koerper­
kult huldigen. 

Danach wurde Leipzig 
aber zu einem durchaus posi­
tiven Erlebnis. Wir besuch­
ten ein paar besetzte Haeuser 

manchmal, dasz Leute fest­
stellen, dasz sie gar nicht 
miteinander wohnen 
und/oder arbeiten koennen. 
Die starke Solidaritaet wa­
ehrend der staendigen Be­
drohung von auszen hat 
dem Alltag Platz gemacht. 
Doch abgesehen von den 
ueblichen Streits, die es so­
wieso ueberall gibt, sind die 
Voraussetzungen dafuer, 
dasz sich in Connewitz wirk­
lich ein autonomes Kultur­
zentrum entwickeln wird 
nicht so schlecQt. Bis jetzt 
gibt es ein paar besetzte Ha­
euser, in denen die jeweili­
gen,BewohnerInnen probie­

ren, die Wohnungen einigermaszen herzu­
richten und funktionierende Wohngemein­
schaften entstehen' zu lassen, Obwohl die 
Haeuser von auszen eher abbruchreif aus­
sehen, sind sie innen in einem sehr guten 
Zustand. Eines dieser Haeuser plant die 
Einrichtung eines Kommunikationscafes. 
In mehr oder weniger regelmaeszigen Ab­
staenden werden ein paar Zeitungen her­
ausgegeben (Reaktion, Radikale Linke, 
... ), in d~en aktuelle Diskussionen abge­
wickelt werden. Eine Initiative hat einen 
Verein gegruendet, der 14 Haeuser verwal­
tet und sich zur Aufgabe gesetzt hat, diese 
auszen und innen wohnlich zu gestalten. 
Dieser Verein hat sogar 6 bezahlte Posten 
ueber die sögenannte ABM (Arbeits-Be­
schaffungs-Masznahme, so aehnlich wie. 
Aktion 8000 in Österreich). Leider gibt es in 
diesem Verein aber auch Leute, die einfach 
nur eine billige Wohnung haben wollen, und 
sich um sonstige Zusammenhaenge nicht 
weiter kuemmem. Insgesamt kann ich mir 
aber ganz gut vorstellen, warum einige Leu­
te, die nur auf ein paar Tage zu Besuch 
nach Leipzig kamen dort schon mehrere 
Monate haengengeblieben sind. 

Was sonst noch alles in Leipzig los ist: 

Eine autonome Kulturinitiative namens 
"Reaktion" bastelt gerade an einem Kul­
turkonzept. Ein Haus fuer Veranstaltungen 
("Eiskeller") gibt es schon, dort finden re­
gelmaeszig Konzerte U.s.w. statt. Geplant ist 



eventuell die Uebernahme einer alten 
Brauerei zum Zwecke der Errichtung eines 
Kulturzentrums. 

Die Leute in Connewitz sind sehr be­
dacht darauf, keine harten Drogen ins 
Viertel zu lassen. Das hat sich schon weit 
herumgesprochen. Aus anderen Teilen 
Deutschlands kommen immer wieder 
Heroinabhaengige zum Entzug nach Leip­
zig, und werden dort integriert und betreut. 
Gute Sache. 

Die Antifa Jugendfront und andere au­
tonome Gruppen versuchen, dem rechts­
radikalen Terror so gut wiemoeglich zu 
begegnen. Z.B. das Friedenscamp anla­
eszlich des Golfkrieges, das mitten in der 
Stadt aufgeschlagen wurde, war mehrmals 
Ziel von Fasehoangriffen, die zurueckge­
schlagen wurden. Bei groeszeren Demos 
(z.B. l.Mai) sehen sich die Autonomen al­
lerdings zunehmend mit dem Bayrischen 
Bundesgrenzschutz konfrontiert. 

Der Vertrieb der Bild-Zeitung wurde 
auch schon kurzzeitig verhindert. Die Bild­
Zeitung hatte mitten in Connewitz ein La­
ger angelegt, und die Kolporteure versorg­
ten von dort aus Teile von Leipzig mit Bild. 
(kotz, wuerg). Damit nichts passiert, wur­
den vom Verlag einige Neonazis mit der 

. Bewachung des Lagers betraut. Ausgerue­
stet mit Waffen im Wert von 2ooo,-DM. 
Ein paar Tage lang konnten sie das Lager 
ordentlich bewachen. Dann wurde das La­
ger gestuermt, und saemtliches Material 
(leider inklusive eines Computers) vernich­
tet. Die Faschos verteidigten sich, indem sie 
vom Dach aus mit Leuchtspurmunition 
herunterschossen. Nun steht das Haus aber 
wieder einsam, wenn auch etwas Rusz-ge­
schwaerzt da. 

Noch eine kleine Anmerkung zum The­
ma: Wie faschistoid ist die BRD? 

Stichwort:Abwicklung 
Stichwort: Treuhand 

Woher? Die juristiSChen Begriffe wur­
den einer nicht juristischen Oeffentlichkeit 
erstmals 1938 bekannt. Sie tauchten in den 
Durchfuehrungsbestimmungen des von 
Hermann Goering am 29. Nbvember 1938 
unterschriebenen Gesetzes zur "Arisierung 
der juedischen Wirtschaft" auf. Es gab da­
mals eine "Haupttreuhandstelle" in Berlin; 
die in den einzelnen Staedten des Deut­
Schen Reiches fuer die Enteignung juedi­
scher Betriebe Verantwortlichen hieszen 
"Treuhaender", und der ganze Prozeszder 
Zerschlagung der juedischen Wirtschaft 
wurde von Goering "Abwicklung" genannt. 

52 Jahre spaeter wurden die inzwischen 
vergessenen Begriffe erneut popul~er .. Die 
Sprache der Nazijuristen, in der alten Bun­
desrepublik ungebrochen weitergefuehrt, 
erreiChte die ehemalige DDR. 

(Aus: DAZ, 9.1.1991, Ethymologisches 
Woerterbuch zum Ausschneiden) , 
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Demo der tschechischen Faschisten 
(telegraph) 

Als Höhepunkt einer landesweiten Aktionswoche veranstaltete die rechtsradikale Re­
publikanische Partei am 13. April einen Marsch durch Prag mit 4.000 TeilnehmerInnen. 
Ihre AnhängerInnen - Skinheads, von Arbeitslosigkeit bedrohte Werktätige, politische 
Gefangene aus den 50er Jahren und StudentInnen - riefen Parolen und applaudierten 
Miroslav Sladek, ihrem charismatischen Führer, der bis November 1989 Angestellter der 
Zensurbehörde waL. . . 

In Sladeks Megaphonreden spiegelt sich die verwirrte, popularistische Basi!1 seiner 
Bewegungwider. So behauptet er: "alle Regierenden sind Kommunisten und STH (Ex-Sta­
si)-Leute, "Wir werden zu Fremden im eigenen Land", "Sie wollen, daß wir slowakisch, 
deutsch und ungarisch sprechen!", "Die Regierungen? (Bundes-, tschechische und slowa­
kische) ~ Ich würde bloß sieben Minister brauchen!". 

Sämtliche Probleme der tschechischen Republiken werden einer mysteriösen Mafia aus 
Kommunisten, ehemaligen Kommunisten, Charta 77 -Spitzeln, jüdischen Intellektuellen, 
undankbaren Slowaken und ausländischen Monopolen zur Last gelegt. Mit Ausnahme 
seines Rassismus geht Sladek damit auf viele Realitäten der tschechischen Wirtschaft ein. 
Die kommunistische Bürokratie wurde nicht von der Macht entfernt; eigentlich stellt die 
gegenwärtige Elite einen Komprorniß zwischen ihnen und der Elite der Charta 77-Intelli­
genz dar, von denen viele bis 1968 auf hohen Posten saßen. Bei Einstellungen in Staats- und 
Wirtschaftsinstitutionen gibt es zweifellos ein starkes "Jobs for the boys" -Phänomen 'unter 
ehemaligen Charta-Mitgliedern. Mafiagruppierungen in der Bürokratie machen Verträge 
mit ausländischen Unternehmen, um Staatseigentum in spekulativen oder kurzfristigen 
Projekten loszuschlagen, die nicht zur Gesundung der Wirtschaft beitragen werden. Die 
Regierung scheint paralysiert. Das Parlament ist vom Volk abgekoppelt und versinkt in 
einem Sumpf von 40 Gesetzentwürfen zur Wirtschaftsreform, die niemand versteht. Der 
Lebensstandard der ArbeiterInnen ist im letzten Jahr über 30% gefallen und die Wirtschaft 
schwächer als je zuvor. Inflation und Arbeitslosigkeit steigen . 

Die Strategie der Republikaner, auf diese Probleme einzugehen, bringt eine Reihe von 
widersprüchlichen Parolen hervor. Entschlossene Säuberungen und die Entlassung aller 
Ex-KP-Mitglieder in führenden Positionen würde über eine halbe Million Arbeitsplätze 
schaffen. Eine starke Regierung würde angeblich die Korruption stoppen und faire Verträ­
ge mit ausländischen Investoren garantieren. Außerdem haben die Republikaner die 
Parolen der Linken von Selbstverwaltung und Aktieneigentum von Belegschaften über-
nommen. ' 

Die Eindrücke von einer Reihe von linken FreunclInnen haben meine eigenen Auffas­
sungenbestärkt, daß die Republikaner seit ihrer letzten Demo, anläßlich des Belluchs von 
George Bush im letzten November, nicht weiter angewachsen sind. Ihre Anhängerschaft ist 
in einem Zustand permanenter Fluktuation, und Sladek konnte bis jetzt weder eine 
organisatorische Struktur noch eine respektable Fassade aufbauen. Es gibt auch keinen 
Dunstkreis von Skinheadbanden, die für die Partei die dreckige Arbeit machen. Sicherlich 
hat diese Aktionswoche jedoch alle drei Ziele etwas näher gebraCht. Die Linke hat auf die 
populistische, rassistische und antibürokratische Rhetorik nicht reagiert. Zwei Tage nach 
der Demonstration hat der trotzkistische Abgeordnete Petr Uhl erneut seine Unterstützung 
für die Wirtschaftsreformen von Klaus (Finanzminister) ausgedrückt und sich lediglich 
gegen dessen "au,toritäre Tendenzen· in der Politik" ausgesprochen (Mlada fronta dnes, 
15.04.91). Ein Großteil der Linken begnügt sich damit, die Republikaner als Demagogen 
abzutun, ohne auf ihre konfuse Unterstützung für die "Selbstverwaltung" einzugehen. Es 
gibt auch keinen Versuch, etwas gegen die Demonstrationen zu unternehmen oder auch 
nur mit ihren periphären AnhängerInnen zu diskutieren. 

In der slowakischen Politik ist die organisierte extreme Rechte nicht so präsent,obwohl 
starke rassistische und nationalistische Gefühle eine wichtige Stellung im dortigen politi­
schen Leben einnehmen. Der Antikommunismus ist nicht so stark, teilweise weil die 
StalinistInnen die Slowakei in nur 30 Jahren industrialisierten und ihren Lebensstandard 
auf tschechisches Niveau brachten und teilweise, weil die "Normalisierung" nach dem 
Prager Frühling 1968 in der Slowakei nicht so schlimm ausfiel. Während einige extrem-na­
tionalistiSChe Gruppen den slowakischen (faschistischen; Anm.1b) Marionettenstaat von 
1939-45 und seine gesichtslosen Führer feiern, haben die Parteien der Mitte mit ihrem 
chauvinistischen Sprachgesetz (das die lO%ige ungarische Minderheit diskriminiert) und 
ihrer pragfeindlichen Rhetorik den Mantel des Nationalismus monopolisiert. Die Linke ist 
die einzige Strömung, die antibürokratisch auftritt. Leider teilt sie größtenteils die antiun­
garische und romafeindliche Haltung der linken Mitte um Vladimir Meciar (vor kurzem 
zurückgetretener slowakischer Ministerpräsident) oder um den pragfreundlichen Fedor 
Gal. 

Prag, 16. Aprii, Adam Novak 
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"Sauber und liberal" 
Rechte Gruppen in Norwegen 

Die "Fortschrittspartei" 
(Blitz-Newsletter) 

Am l.Mai wollte heuer zum 3. mal der 
Führer der "Fortschrittspartei" (Frems­
krittspartiet) in Norwegen, Carll. Hagen, 
eine Rede auf einem Platz in Oslo halten. 

Die "Fortschrittspartei" wurde während 
der Wahlen 1987 populär, als sie meinte, 
daß alle Drogenabhängigen nach Svalbard 
(eine Insel in der Nähe des Nordpols) ge­
schickt werden und die Grenzen Norwegens 
für alle Fremden, Flüchtlinge und Asylsu­
chende aus dem Trikont geschlossen wer­
den sollten. Gegründet wurde die Partei 
von Anders Lange, der gute Kontakte zu 
den Faschisten und Nazis hatte, und ihre 
verschiedenen Gruppen wurden während 
der 70er mit gewalttätigen Aktionen stärker 
aktiv. Anders Lange wollte etwas machen, 
das "sauberer und liberaler" sei. Er gründe­
te die "Anders Lange-Partei" in den frühen' 
70-ern. Als Lange in den späten Siebzigern 
starb, baute Carll. Hagen die Partei in einer 
populäreren Art wieder auf und änderte 
ihren Namen in "Foftschrittspartei". Wäh­
rend der vergangenen 10 Jahre gewannen 
Carl I. Hagen und seine Partei mit ihrer 
rassistischen und sexistischen Politik und to­
talem Engagement für den "Freien Markt" 
weitere Unterstützung. Sie beschuldigen 
immigrierte Personen aus dem Trikont, der 
Grund für die Arbeitslosigkeit von Norwe­
gerInnen zu sein. Sie beschuldigen die Ar­
beitslosen, faul zu sein und staatliches Geld 
zu stehlen. Gleichzeitig will C. I. Hagen den 
Staat zerstören, um das Wirtschaftsleben zu 
befreien. 

Heute hat die "Fortschrittspartei" 9-
10% der ,Stimmen in Norwegen. 

Vor 2 Jahren, als Carl I. Hagen seine 
Ansprache am 1.Mai in Oslo halten wollte, 
wurde er verjagt. Vergangenes Jahr, als sein 
Jugendführer versuchte, in Oslo zu spre­
chen, wurde dieser ebenfalls gestoppt. In 
anderen Städten Norwegens gab es De­
monstrationen, wenn die "Fortschrittspar­
tei" auftrat. 

Heuer versuchte Carll. Hagen wieder, 
in Oslo zu sprechen, die anderen Parteifüh­
rer gingen in andere Städte. 

In Oslo mobilisierte "Blitz", um Hagen 
zu stoppen, doch versuchte die Polizei, die 
Leute vorher abzufangen. Es gab einige 
kleinere Zusammenstöße, die Polizei trat 
mit Pferden auf, um den Platz für C. I. 
Hagens Auto frei zu bekommen. AJarmein­
heiten machten es schwer, Hagen tatsäch­
lich fern zu halten, doch wurde seine An­
sprache durch Eier und mehr als 1.600 De­
monstrierende völlig gestört. 

In Bergen wurden die Verstärkerkabel 
20-30 mal zerschnitten. 47 Personen wur­
den festgenommen, doch gab es keine grö­
beren Zusammenstöße oder stark verletzte 
Personen. 

In Trondheim versuchen Leute des au­
tonomen J~gendhauses UFFA den Spre­
cher zu stoppen, was aber angesichts des· 
Polizeiaufgebotes unmöglich war und sie 
sich auf lautes Schreien und Pfeifen be­
schränken mußten. 

Die ''Vaterland Partei" 

Diesen Frühling hatt~ die nationalisti-' 
sche "Vaterlandspartei" ihr offizielles 
Gründungstreffen in Bergen. 

Die Menschen, die hinter dieser Partei 
. stecken, sind ein Haufen frustrierter alter 
Männer, die mit Ivar Garbergs rassisti­
schem Lokalradio und den "Nationaldemo­
kraten", die kommenden Herbst bei den 
lokalen Wahlen kandidieren werden, im 
Zusammenbang stehen. 

••• und wie sie gestoppt wurde 

Ca. 100 fröhliche Anti-RassistInnen 
zeigten sich beim Treffen. Plötzlich bildeten 
sie die Mehrheit im Saal. Was wäre logischer 
gewesen, als daß die Mehrheit des Treffens 
das neue Komittee für'sTreffen wählte und 
sodann auch gleich entschied, daß einige 
ariti-rassistische Lieder gesungen werden 
sollten. Danach wurde ein anti-rassistisches 
Aktionsprogramm beschlossen und der 
Parteiname in "Die Nationale Verrät~rpar­
tei" geändert. 

Natürlich riefen die alten Männer die 
Polizei, aber diese konnte nichts tun: Die 
ganze Sache war total legal und artig durch­
geführt. Die Polizei mußte unverrichteter 
Dinge wieder abziehen und die zu Narren 
gemachten alten Männer mit leeren Hän­
den heimgehen. Während die "HeidInnen 
des Tages" noch ein paar andere Lieder 
absangen.e 

Kurze Geschichte des autonomen Zentrums.BLITZ, Oslo/ Norwegen: 

Am Anfang stand UNGMOB (Jugend gegen 
staatlichen Terror), die von Jugendlichen als 
Antwort auf die verschärfte Bullen-Repression 
in Oslo anfang der 8Der Jahre, gegründet wor- . 
den war. UNGMOB planle eine Hausbeset­
zung, die am 9. Oktober 1981 stattfand. Skip­
pergt.6a und b wurden von mehreren hundert. 
Jugendlichen besetzt, für ein selbstveIWaltetes 
Jugendhaus. Die Antwort und Taktik der Poli­
tiker war, die BesetzerInnen zu ermüden, was 
auch geschah. 
1982 entschied der Stadtrat. den Jugendlichen 
ein eigenes Haus zu geben, mit der Bedingung 
es mit anderen .Gruppen zu teilen. 
Die Jugendlichen wußten das Haus zu nutzen, 
es bewies sich als gutes Zt<ntrum. 
In den nächsten Jahren versuchten die Politi-

ker und die Bullen das Haus und die Leute, die 
es besuchten bzwbenutzten,loszuweiden. 1983 
wurde das Blitz mit Tränengas überfallen. 
Jedes Jahr versuchten sie neue Methoden und 
fanden neue Gründe, warum das Haus ge­
räumt und abgerissen werden sollte. 
Doch im Laufe der Jahre hat Blitz eine starke 
Unterstützung in der Bevölkerung erreicht. 
Und mehr als 300 verschiedene Organisatio­
nen sind auf der Seite von Blitz. 
Im Blitz gibt es Arbeitsräume, ein Cafe, einen 
Veranstaltungsraum, ein Buchcafe, eine 
Druckwerkstatt, ein Musikzentrum für Frau­
en, im Dachgeschoß eine Frauenradio-Sta­
tion ... 
Quelle: Clash Nr.O, Zeitung für Widerstand in 
Europa. 

, Blitz: Räumungsgefahr 
(Blitz-Newsletter) 

Am 10. Jänner, als der Stadtrat be­
schloß, daß "Blitz" abgerissen werden 
sollte, wurden zementgefüllte Fässer, die 
mit Stahlträgern zusammengekettet wa­
ren, aufdem Gehsteig rund um Blitz auf~ 
gestellt. Diese Fässer sind esseziell not­
wendig, um Blitz zu verteidigen, wenn es 
von Polizisten angegriffen werden sollte .. 
Ca 1 Monat später bekam Blitz eine 
Nachricht von der Baubehörde, daß die 
Fässer illegal seien, wenn keine Errich­
tungsnachricht and die Behörde ergan­
gen wäre. Sie meinte, die Besitzer des 
Hauses, die Bezirksverwaltung Oslo, hät­
ten ein Ansuchen zu senden, das dann 
behande,lt würde. Die Bezirksverwaltung 
war natürlich nicht gewillt, das zu tun. 
Blitz schickte ein Ansuchen, das jedoch 
Anfang März abgewiesen wurde. Eine' 
Woche später bekam das Haus von der 

Wohnunggesellschaft des Bezirks eine 
Nachricht, daß die Fässer bis zum 5. April 
entfernt werden müßten, andernfalls es 
die Bezirksverwaltung selbs tun würde. 

. Bis jetzt hat Blitz von der Baubehörde 
weder etwas gesehen, noch gehört. Sie 

, meinen: "Sie finden immer neue Wege, 
, um uns mit dem Schutz des Hauses be­
schäftigt zu halten. Dann haben wir na­
türlich umso weniger Zeit für andere po­
litische Aktivitäten. Wir wissen nicht, ob 
sie irgendetwas mit den Fässern tun wer­
den; die Fässer sind ein Teil des Hauses 
und jeder Angriff auf die Fässer ist ein 
Angriff auf Blitz." 
. Anmerkung der Tipperin: Leute, der 

Sommer steht vor der Tür, und sollt es 
euch irgendwie in den hohen Norden ver­
schlagen, vergeßt nicht: Solidarität ist ei­
ne Waffel (oder Knäckebrot?)! e 



TATblatt minus 46 - Seite-15" 

Wir haben zwei Kontraguerillas, 
die Feinde des kurdischen Volkes waren, bestraft! 

Gegenüber dem kurdischen Volk, des­
sen Heimat unter Besetzung gehalten wird, 
wird seit Jahren eine Vernichtungs- und EIi­
minierungspolitik betrieben. Diese Politik 
wird heute in Gestalt des "Spezialkrieges" 
fortgesetzt. Der kurdische Mensch wird 
grausam unterdrückt, gefoltert, aus seiner 
Heimat vertrieben, seiner elementaren 
Rechte beraubt und diskriminiert. 

Die Anti-Guerilla (Aufstandbekämp­
fung) ist in Kurstian am werken. Der Kom­
mandierende General des Armeekorps für 
Ruhe und Sicherheit im Ausnahmezu­
standsgebiet, Ismail SELEN und der Re­
gimentskommandeur der Gem;larmerie in 
der Stadt Siirt, Brigadegeneral Temel CIN­
GÖZ wurden im Rahmen unserer Kampa­
gne "SCHLUß MIT DER BESTRA­
FUNG KURDISTANS, KURDISTAN 
GEHÖRT DEM KURDISCHEN VOLK" 
BESTRAFT; weil sie. beide als Armee der 
Anti-Guerilla in Kurdistan für unzählige 
Verbrechen verantwortlich sind. 

Mit dieser Bestrafung zweier General­
stabler des Spezialkrieges in Kurdistan und 
Verantwortlichen von Unterdrückung, 
Terror und Massaker, die dem kurdischen 
Volk viel Leid zugefügt haben, will unsere 
Organisation noch einmal ein Zeichen da­
für setzen, daß der Freiheits- und U nabhän­
gigkeitskampfdes kurdischen Volkes unter 
allen Umständen fortgesetzt wird und die, 
die sich gegenüber unseren Völkern schul­
dig~gemacht haben, sich der Gerechtigkeit 
des Volkes nicht entziehen können. 

Wir werden denjenigen nicht verzeihen, 
die gegenüber unseren Völkern Verbre­
chen begehen. 

Alle, die das kurdische Volk unterdrük­
ken, der Grausamkeit unterwerfen, foltern 
und diskriminieren, werden weiterhin unser 
Ziel sein. 

Während seines Dienstes als komman­
dierender General des Armeekorps für Ru­
he und Sicherheit im Ausnahmezustands­
gebiet, war Ismail SELEN für alle Unter­
drückungen und Grausamkeiten in Kurdi­
stan verantwortlich. Während seiner Zeit 
dauerten Terror und Massaker gegenüber 
dem kurdischen Volk an, die Angriffe der 
Spezialeinheiten und der Gendarmerieein­
heiten nahmen mit aufsteigender Tendenz 
zu. Bei der Verbreitung der Folter, der ver­
stärkten Unterdrückung des zivilen Volkes, 
der Vermehrung der Dorfmilizen und der 
Hetze der KurdInnen, der Entwicklung der 
Denunziation und der Beschleunigung der 
Verbannungen spielte eine direkte Rolle. 
Die Anti-Guerilla in Kurdistan wurde unter 
seinem Befehl noch effektiver gemacht. 

Er war immer ein Feind des Volkes und 
der RevolutionärInnen. Als er Komman­
dant der Gendarmarie war, war er in seinem 
Dienstort auch für alle Angriffe gegen die 
RevolutionärInnen und das Volk, direkt 
verantwortlich. Deshalb haben wir ihm mit 

dem Tode bestraft. 
Temel CINGÖZ war dagegen schon als 

Oberst und Kommmandant der Gendar­
merie der Stadt Siirt, im Gebiet Botan der 
Lenker der Anti-Guerilla. In fast allen Ak­
tionen gegen das kurdische Volk in Siirt, 
Sirnak, adiyaman, Kahramanmaras und 
Umgebung, spielte er eine Rolle. Er ist ei­
ner, der selbst das Volk beschossen und 
gefoltert hat. Er ist dafür verantwortlich, 
daß Hunderte ermordet, Tausende ver­
bannt und gefoltert wurden. Er ist derjeni­
ge, der die kurdischen Dörfer bombardie­
ren, das Feuer auf die Bevölkerung eröff­
nen ließ, die Denunziation verbreitete und 
integrierte und die Verräter im Diyarbakir­
Gefängnis selbst dirigiert hatte. Er wurde 
über Aufstandsbekämpfung speziell ausge­
bildet und gedrillt. Sein Beruf war die 
Feindschaft gegen über den Revolutionä­
rInnen, Patrioten und dem Volk. 

Das sind also diese Volksfeinde, die die 
Regierenden als sogenannten "verehrten 
Kinder des Vaterlandes" nennen. 

Das sind keine Kinder des Vaterlandes 
sondern die Kinder des Imperialismus und 
der Oligarchie. Sie wurden in Dienst gestellt 
um im Namen der Machhabenden unsere 
Völker zu unterdrücken. 

Unsere Organisation wird weiterhin die­
se Killer des Imperialismus und der Oligar­
chie, deren Hände mit Blut bedeckt sind, 
bestrafen. Wir werden den DEKAK'S (hi­
storischer Despot der Kurden) den Preis für 
ihre Grausamkeiten gegenüber dem Volk 
quittieren! 

Es bedeutet keineswegs, daß wir Temel 
CINGÖZ vergessen werden, da er diesmal 
verletzt davongekommen ist. Wir werden 
ihm früher oder später begegnen und ihn 
für seine Verbrechen erneut zur Rechen­
schaft ziehen. 

In der Aktion, wo er unser Ziel war, 
haben wir seinen Adjudant Yasar ISIK ab­
sichtlich in unserem Ziel miteinbezogen, 
denn er war an en Verbrechendes Temel 
CINGÖZmitbeteiligt. Wir wollen noch ein­
mal wiederholen: Weder Unterdrückung, 
Terror noch Massaker können den Befrei­
ungskampf des kurdischen Volkes erwür­
gen. Keine Macht kann den Kampf des kur­
dischen Volkes für Selbstbestimmung ver­
hindern! Der Kampf wird bis zum Sieg wei­
tergehen! 

KURDISTAN DEM KURDISCHEN 
VOLK! Das kurdische Volk besitzt die 
Kraft sein Schicksal selbst zu bestimmen. 
Die Regierung sollte das Selbstbestim­
mungsrecht des kurdischen Volkes erken­
nen, die Besatzung Kurdistans beenden. In 
diesem Rahmen fordern wir: 

- Die Aufhebung des Ausnahmezu­
stands. Der Spezialkrieg soll in Kurdistan 
beendet, alle Besatzungstruppen aus Kur­
distan abgezogen werden. 

- Diejenigen, die Verbrechen am kurdi-

sehen Volke begangen haben, müssen der 
Anklage überführt und bestraft werden. 

- Die Dorfmilizen müssen abgeschaft, 
die Spaltungspolitik gegenüber unserem 
Volk beendet werden. 

- Alle Verbote, die die Organisations­
und Meinungsfreiheit der KurdInnen ver­
hindern müssen abgeschafft, dem aus ihrer 
Heimat Verti'iebenen die Rückkehr ermög­
licht werden. 

Alle Forderungen des kurdischen Vol­
kes müssen erfüllt werden. Diejenigen, die 
die VerteidigerInnen der Rechte der Kur­
den mit Separatismus beschuldigen, sind die 
wahren Separatisten. Das Zusammenleben 
der Völker ist nur unter gleiChberechtigten 
und freien Bedingungen möglich. Die 
,Machthabenden betreiben seit Jahren ei­
nen wahren Separatismus, in dem sie die 
Existenz des kurdischen Volkes ignorieren 
und ihm gegenüber die Vernichtungs- und 
Eliminierungspolitik anwenden. 

Wir glauben' an die Geschwisterlichkeit 
der Völker. Wir glauben daran, daß wie alle 
anderen Völker, auch die kurdischen und 
türkischen Völker Geschwistervölker sind 
und zusammenleben wollen. Aber unter 
gleichberechtigten und freien Bedingungen 
und auf freiwilliger Basis. Wir kämpfen da­
für und führen einen Krieg.' Aus diesem 
Grund sagen wir, daß das kurdische Volk 
frei sein muß. 

Der Weg in die Freiheit und Befreiung 
führt durch den gemeinsamen Kampfunse­
rer Völker gegen die Machthabenden. Un­
sere Völker werden sich gemeinsam organi­
sieren, den Sieg durch den gemeinsamen 
Kampf erlangen und die revolutionäre 
Macht des Volkes zusammen aufbauen, 
'nachdem sie die Herrschaft des Imperialis­
mus und der Oligarchie ein Ende gesetzt 
haben. 

ES LEBE DIE EINHEIT UND SOLI­
DARITÄT DER VÖLKER! 

ES LEBE DER FREIHEITSKAMPF 
DES KURDISCHEN VOLKES! 

DER FREIHEITSKAMPF UNSE­
RER VÖLKER FÜHRT DURCH DIE 
GEMEINSAME ORGANISIERUNG, 
GEMEINSAMEN KAMPF UND DIE 
GEMEINSAME MACHT! 

ALLE EINHEIMISCHEN UND AUS­
LÄNDISCHEN BESATZUNGSTRUP­
PEN RAUS AUS KURDISTAN! 

DIEJENIGEN, DIE DAS KURDI­
SCHE VOLK GRAUSAM UNTER­
DRÜCKEN, WERDEN NICHT OHNE 
STRAFE BLEIBEN! 

DEVRIMCI SOL 
Silahli Devrimici Birliker 
Bewaffnete Revolutionäre Einheiten 

(SDB) 
24. mai 1991 
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EINE REISE ·NACH V .... 

Ein revolutionärer Wind weht durch Venedig! 
(Cossiga BOlA!) . 
Wie ihr vielleicht mitbekommen habt (Tb-46) hat letztes Wochenende in Venedig ein internationales Meeting stattgefunden. ca. 2000 
radikale Linke (Autonome, usw.) aus allen Kontinenten, sind zusammengekommen, um dem Europa der Herrschenden ei? E?ropa der 
radikalen Bewegungen entgegenzusetzen. Bene, Bene, MOLTO BENE ! Die Durchführung des Kongresses wurde von de~ ltahemschen 
GenossInnen perfekt organisiert. Simultanübersetzung während den Vollversammlungen & Boote und Busse - eIgens von der 
Gemeinde gecheckt, für die Unterbringung stand ein Centre Soziale (besetztes Fabriksgelände) zu Verfügung. . 
Um den Leuten zu zeigen was läuft, gab es dann eine kraftvolle, internationale Demo mit 2000 Genossinnen quer durch VenedIg (was 
die Touris ziemlich verwirrt hat) 
Alles in allem war es ein echt gutes, wichtiges und konstruktives TretTen; hat echt viel Power rübergebracht; . 
Die internationale Diskussion ist für die radikale Linke unverzichtbar, - wenn wir die herrschenden Schweine zum Teufel Jagen 
wollen ••••. ; deshalb brauchen wir solche internationalen TretTen. 
VIEL LIEBE an die GenossInnen in Italien !!! 

NATO und Militär in Italien 

(Kongreß in Venedig, Flugblatt der CNAA, 
TATblatt) 

Mit dem Golfkrieg hat sich die Macht der 
USA vergrößert und stellt neue Anforde- ' 
rungen im politischen Gefüge der Golfre­
gion. Mittels der "Neuen Weltordnung" 
nach dem Niedergang des Warschauer Pak­
tes soll nun weiterhin das Großkapital von 
den ausgebeuteten Völkern geSChützt wer­
den. 

Die NATO, die an Macht gewonnen hat, 
formiert sich in der FIR (Forza di Interven­
.to Rapido), um jederzeit zur Kontrolle der 
'neuen' Ordnung einsatzbereit zu sein. Die 
FIR'stellt eine im Aufbau befindliche Er­
weiterung der NATO nördlich des Äqua­
tors dar und soll diese ersetzen, um als In­
strument der HERRschenden und deren 
Interessen zu wirken. Die Macht der NATO 

. versucht alle Bewegungen und Einwände 
gegen (jen Imperialismus zu verbieten, 
falsch darzustellen und durch Terrorismus 
(Siehe Tb minus 49) zu schwächen. 

Der Ausbau der schnellen Einsatzbereit­
schaft der NATO an der S-Flanke Europas 
wird mal mit der in den letzten Jahren voll­
zogenen Reduktion der Marineeinheiten 
und gleichzeitiger Erweiterung oder Neu­
bau von FIugzeugbasen angestrebt 

Trotzdem die (fundamentaloppositio­
nellen) Bewegungeil in Italien erreicht ha­
ben, daß keine neuen Kernkraftwerke mehr 
gebaut werden, strotzen die NATO-Basen 
von nuklearen Waffen, die ständig alles be­
drohen. Die Manöver verschmutzen das 
Wasser, Tiere werden vernichtet, in bec 
stimmten Regionen muß die Bevölkerung 
in Bunker flüchten (Maddalena, Sardinien). 

Die Militärindustrie geht daran sich zu 
Reorganisieren und durch Fusion mit ande­
ren Industriezweigen zu stärken. 

Der Kampf gegen die NATO und das 
Militär ist eine der wichtigsten der autono­
men( .. ) Bewegungen, die sich gegen das ka­
pitalistische System und gegen den Ge­
brauch des Krieges zur Aufrechterhaltung 
der HERRschaft wenden. Kampfformen 
sind direkte Aktionen, Demos (was inVe­
nedig noch wirklich Spaß gemacht hat), 
Camps und Blockaden, Boykott (Banken 
und Konzerne .. ). Totalverweigerung des 
Militärdienstes (1 Jahr) und der staatlichen 

Zwangsschufterei (Zivildienst) wird mit ein 
bis drei Jahren Häfn (HÖChststrafe 12 Jah­
re) geahndet. 

Ein siegreicher Kampf gegen die Fl6 
macht einen gemeinsamen europäischen 
Kampf gegen die Nato notwendig 111 

CAMPS GEGEN DIE NATO-BASEN IN 
ITALIEN 

TIRRENIA (Toskana) 
5.7. bis 14.7. 

Dort befindet sich die Nato-Basis Camp Derby, 
wo Munition und Panzer gelagert werden. Im 
Golfkriegwar sie mit dem Hafen Livornos 24std 
im Einsatz. Das 'Iogistische System von Camp 
Derby ist mit den militärischen Nachrichtensy­
stemen (centri di ricerca militare) der Toskana 
verbunden. Camp Derby ist/war das größte Zen­
trum der NATO in Italien und größte Ausbil­
dungsstätte von GLADIO. 

CAPO RIZZUTO - T ARANTO (Süd­
italien) 

27.7. bis 7.8. 
Capo-Rizzuto: Es soll der Bau der NATO Basis. 
die mit F16 Kampfflugzeugen mit nuklearer Be­
stückung, die von Spanien verlegt werden sollen. 
ausgestattet werden soll, verhindert werden. Die 
Bauarbeiteil sind blockiert, außer den Natodep­
pen macht die Mafia. die von den Baufirmen 
Abgaben erhält. Schwierigkeiten. 
Taranto: Es soll verhindert werden. daß die NA­
TO-Kriegsschiff-Basis zur Plattform für Kämpfe 
der S-Frontwird, wie es schon während des Golf­
krieges gewesen ist. Ein großer Teil dieses Ge­
bietes ist schon integriert in das operative System 
der Nato, über die Basen von Gioia dei Colle. 
Grottaglie, Brindisi. Le Murge ... 

LA MADDALENA (Nordsardinien) 
22,8. bis 1.9. 

In diesem Sommercamp sollen die ;\iuklearwaf­
fen in die USA zurückgeschossen werden. Sie 
stellen eine permanente Gefahr für die Bevölke­
rung dar. Von den 6 Natobasen in Sardinien 
waren einige während des Golfkriegs permanent 
im Einsatz. Sardinien ist auch von der geheimen 
Organisation Nato-Gladio benutzt worden: Am 
Kap Marrargiu (Alghero) war das logistische 
Zentrum für Deportation und Anti-Kommunis­
mus. 

Kontakte in Italien: 
Radio Sherwood, viocolo Pontecorvo 1, 

1-35100 Padova, 049/8752129, Radio Onda 
Rossa 06/491750, Radio Onda d'Urto 
030/4659, Radio Cashah 0831/21956 

PARIS: 

Wieder ein Jugendlicher 
von Bullen ermordet! 

(Bericht eines Genossen aus Paris) 
Nachdem bereits vor zwei Wochen ein 

algerischer Jugendlicher aus den Banlieus 
(Vororte Paris' - noch um einiges trostlo­
ser als die Großfeldsiedlung) auf der Poli­
zeiwache von Bullen totgeprügelt wurde, 
haben die Bullen dieses Wochenende neu­
erlich einen jugendlichen Immigranten er­
schossen. Die Regierung, beantwortet so­
zialen Revolten aufgrund der ausichtslosen 
Lage der Leute (vornehmlich aus den 
Maghrebstaaten) mit der Entsendung der 
Sonderpolizei CRS (kann mensch schon 
fast als Todesschwadrone bezeichnen). 

Die Bewegung in der Peripherie ist letz­
ten Herbst neuerlich aufgeflammt, -
schwere Kampfe während des Streiks der 
Oberschulen - etliche Verletzte. Seit die­
ser Zeit ständig kleinere und größere Re­
volten wobei es auch zu schweren Zusam­
menstößen mit privaten" Sicherheitsleuten 
" gekommen ist. Offizielle Organisationen 
haben versucht diese Bewegung mit kleinen 
Reformen und Zugeständnissen aufZufan­
gen, was jedoch von den Betroffenen zu­
rückgewiesen wurde. Die Aufstände gehen 
fast aus.schließlich von den Kids der Vor­
stMte die jedoch mangelhaft organisiert 
sind aus. 

Diese Bewegung hat zur Zeit großen 
Einfluß in Frankreich,- die Herrschenden 
versuchen daher die Riots als allgemeines 
Problem der Großstadt zu bagatellisieren. 

In Paris selbst, hat die Zahl der Delogie­
rungen von sozial benachteiligten Perso­
nengruppen (vornehmlich Immigrantln­
nen) seit 1990 stark zugenommen. Als Ant­
wort auf diese Politik wurden von den Be­
troffenen zahlreiche Häuser besetzt, in Fol­
ge sind in Paris auch ein ? oder mehrere? 
soziale Zentren eröffnet, die auch während 
des Golfkrieges als Ausgangspunkt für di­
verse Aktivitäten gedient haben. 

Eine Besonderheit der herrschenden 
Schweine in Frankreich ist, daß besetzte 
Häuser auch von Privatmilizen der Hausbe­
sitzer geräumt werden (diese zeichnen sich 
durch besondere BrutIität aus). Die meisten 
der besetzten Häuser in Paris dienen aber 
Hauptsächlich als Unterkunft, politisch mo­
tivierte Häuserkämpfe finden praktisch 
nicht statt (abgesehen davon, daß Woh­
nungsnot auch eine politische Sache ist). 
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Japan: 

Linke Autonome Bewegung 
(Bericht einer Genossin aus Japan, TATblatt) 

Die radikal linke Bewegung in Japan und 
die Frauenbewegung (seit 20 Jahren aktiv) 
setzen sich vehement für die Tage- . 
löhn/er/innen (Arbeit/er/innen) ein. Es sind 
dies Immigrant/inn/en (v.a. aus Bangla 
Desh, Thailand, Philippinen .. ) und Leute 
aus den ländlichen Gebieten im Norden des 

problematisch war, aufgrund der fehlenden 
diplomatischen Beziehungen zu N-Korea. 

Auch heute noch sind Korean/er/innen 
Opfer von rassistischen Angriffen. In den 
letzten 2-3 Jahren kommen vermehrt Leute 
aus den ausgebeuteten Ländern Süd-Ost­
Asiens nach Japan, um ihren Verdienst ih­
ren ausgehungerten Angehörigen zu 'schik­

ken. Durch die 
restriktiven Ge­
setze sind viele 
gezwungen "ille­
gal" eizuwan­
dern; die Erspar­
nisse saugen ih­
nen dabei die 
Schleppermafia 

'. yakuza(?) aus. 
Die Ein­
wand/er/innen 
und Tage­
löhn/er/innen 
(allein in Osaka 
leben 30000) 

Im Oktober '90 protestierten 2 Wochen lang die BewohnerInnen eines Slwnl'ienels sind oft obdach­
in Osaka gegen Korruption und Polizeiwillkür. los. So versucht 

Landes, die in den großen Stadten Tokyo, 
Yokohama, Osaka, Fukuoka und Nagoya 
um ihr Überleben kampfen. 

Geschichtliches zu den Ausland/er/in­
nen: 

In Japan stellen einen beträchtlichen Teil 
der Arbeitenden Korean/er/innen (650000) 
dar. Wie das? 

1910 wurde Korea von Japan koloniali­
siert, gleichzeitig wurden die Korean/er/in­
nen gezwungen japanisch zu sprechen und 
den Kaiser anzubeten. 

'1939 wurden mit dem Beginn des 2. 
Weltkrieges bis 1945 3 Millionen koreani­
sche Arbeit/er/innen nach Japan zwangsde­
portiert. Während der Besetzung durch die 
USA, die an der Reorganisation des Staates 
beteiligt waren, wurden durch die politische 
Polizei wiederum 1 Million ausgewiesen. 

1952 vei'lören die restlichen die japani­
sche Staatsangehörigkeit, was besonders 

gerade eine Soli­
gruppe einen 40-jährigen Mann aus Bangla­
Desh - der im September 1989 nach Japan 
gekommen ist, im Juli 1990 einen Job in 
einem Stahlwerk bekam und bald dabei 2 
Fingerverlor - zu helfen, das Managmeilt zu 
zwingen, eine Abfindung herauszurücken. 

Jedes Jahr sterben 500 Leute aufgrund 
von Ausbeutung, Mangel an Ernährung 
und Gesundheitsfürsorge. Die radikalen 
Linken versuchen in Treffzentren den Ta­
gelöhn/er/innen zu helfen, besonders daß 
sie was zum Futtern bekommen, aber auch 
um sievoryakuza(?) und den dummen Uni­
formen zu schützen. So kam es bei einer 
Demo dieses Jahres, bei der die Revolutio­
näre gefilmt(!) wurden, zu einem Kampf 
mit den Bullen; Frauen wurden von den 
Zivis geschlagen. Tags darauf gabs eine wei­
tere Demo der Frauen vor dem Bullenkom­
mando gegen Rassismus, Sexismus ... 

Durch Sexismus und mangelnde Ar-

beitsmöglichkeiten müssen l0000e von Im­
migrant/inn/en als Prostituierte arbeiten. 
Ein Frauenhaus (Osaka) wurde daher ge­
gründet, das nun auch vermehrt von japani­
schen Hausfrauen benutzt wird, die vor ih­
ren brutalen Mannern flüchten. 

Die Meistunterdrückten, die Tage­
löhn/er/innen, vertreten nicht die rassisti­
sche Einstellung der Massen, doch sind sie 
nur ein Teil der Arbeit/er /innen, die von den 
großen Gewerkschaften keine Solidarität 
erhalten. 

Für den revolutionären Kampf in aller, 
Welt !!! 

Gegen Patriarchat, Rassismus und Aus­
beutung überall!!!!!! 

NewYork: 

Tompkins Square Park 
geräumt 

(TATblatt-Wien) 
Am 4. Juni stürmten über 350 Polizi­

sten den Tampkins Square Park im 
HausbesetzerInnenviertel Lower East 
Side. 200 Obdachlose lebten in Zelten 
und Hütten in dem 4 hektar großen 
Park. In den letzten drei Jahren kam es 
mehrmals zu Auseinandersetzungen 
und Straßenschlachten rund um den 
Park, zuletzt im Mai '91 als die Polizei die 
Abhaltung eines Open-Air Festes ver­
hinderte. 

Während des überfallsartigen An­
griffs am 4.6. wurden 7 Personen verhaf­
tet. Der Bürgermeister von New York 
Dinkins ordnete die Schließung des 
Parks an. Mindestens ein Jahr s01l die 
"Renovierung" dauern, ein Zaun soll ei­
ne Wiederbesetzung verhindern. "Die­
ser Park ist ein Park, es ist kein Platz zum 
leben", erklarte Bürgermeister Dinkins 
nach der Räumung. Die Stadtverwal­
tung versucht die Kontrolle über den 
Park zurückzugewinnen um einen Un­
ruheherd im Viertel auszuschalten. 
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Antikommunistische Zensur im TATblatt ?! 
(Sekretariat der MLPÖ, 20.5.91) 

"Miteinander debattieren und streiten 
lernen. Der Platz dazu soll im TA Tblatt 
sein." So heißt es im Selbstdarstellungstext 
des Tb (siehe Minus 49 Nummer). Der bis­
herige Unterschied zwischen dem Tb und 
manch anderem Blatt ist, daß dort schon so 

oder Organisationen ab und macht keines­
wegs nur Werbung für Zeitungen, deren 
Standpunkte und Inhalte sie vollinhaltlich 
teilt. Im Tb hat es Anzeigen gegeben für die 
gewiß bürgerliche "MOZ", für de facto pro­
imperialistische Blätter der "KPÖ", für an­
archistische Kalender, schon gar niCht zu 

Stalinismus 
Diskussion 

sprechen von Werbung für ka­
pitalistische Unternehmen. 
Was bleibt? Die Zensur setzt 
also ein, wenn es sich um ein 
marxistisch-leninistisches Or­
gan handelt. 

manche kontroversielle Debatte stattgefun­
den hat und stattfinden konnte (siehe insbe­
sondere die Debatte über das Karam-Khel­
I~-Interview!). Das Tb hat den Anspruch, 
daß darin ohne bürgerliche Zensur über die 
brennenden Fragen linker Politik diskutiert 
werden kann. Doch leider stehen dem von 
,der Redaktion des Tb bisher nicht offenge­
legte Praktiken gegenüber, die jedem fort­
schrittlichen Anspruch widersprechen. 

1) Im Sommer 1989 wollte die "Rote 
Fahne" der MLPÖ die im Tb scheinbar 
angebotene Möglichkeit nutzen, eine be­
zahlte Anzeige zu plazieren. Es handelt sich 
um die 1946 vom Informationsbüro des Mi­
nisterrates der UdSSR veröffentliche histo­
rische Richtigstellung der Verfälschungen 
und Verleumdungen der Sowjetunion un­
ter Stalin im Zusammenhang mit dem so­
wjetisch-deutschen Nichtangriffspakt 1939 
mit dem Titel:"GESCHICHTSFÄL­
SCHER - Der tatsächliche Verlauf der 
Vorbereitung und Entwicklung der Hitler- . 
aggression und des zweiten Weltkriegs." 

Diese Anzeige wurde von der TbcRe­
daktion abgelehnt. Von einem Redaktions­
mitglied wurde ein Artikel dazu angekün~ 
digt, eine Art Rezension der Broschüre, bei 
der "ihr schlecht aussehen werdet". 

Bezeichnenderweise blieb es bei der 
prahlerischen Ankündigung. 

2) Anfang 1991 wurde nochmals ver­
SUCht, eine bezahlte Anzeige ins TATbiatt 
zu bringen, diesmal einfach eine verkleiner -
te Titelseite der RF 242 "Der Oktoberstreik 
1950".Zunächst wurde von einem Redak­
tionsmitglied erklärt, daß damit wohl kein 
Problem bestehe. Auch diese Anzeige wur­
de abgelehnt Angekündigt und geradezu 
"hochheilig versprochen" wurde wiederum 
vom selben Redaktionsmitglied, .daß im 
Rahmen eines Artikels über den Oktober­
streik 1950 auch auf die. Stellungnahme der 
RF eingegangen würde. Aber das Redak­
tionsmitglied hatte auch diesmal wohl nur 
versprochen ... 

Das Tb lehnt keineswegs generell Anzei­
gen bzw. Anzeigen iX>litischer Zeitschriften 

Was bedeutet das eigent-
lich? Nehmen wir .das Beispiel 

der Broschüre über den deutSCh-sowjeti­
schen Nichtangriffsvertrag. Da gab es letz­
tes Jahr eine ungeheure antikommunisti­
sche Hetze in den bürgerlichen Medien, im 
ORF usw. Deren Qintessenz war die 
Gleichsetzung der sozialistischen UdSSR 
mit Hitlerdeutschland, ja im Grunde das 
Konstrukt, die UdSSR unter Stalin zum ei­
gentlichen "Schuldigen" zu machen. Des­
halb sollte auch im TATblatt auf diese Bro­
schüre aufmerksam gemacht werden mit 
dem Hinweis: "Entscheidendes Material, 
um der Hetze gegen die sozialistische So­
wjetunion Stalins entgegenzutreten. 

In dieser Broschüre wird ausführlich und 
anhand einer ganzen Fülle von Fakten die 
Frage beantwortet, die Stalin bereits in sei­
ner ersten Rede nach dem Überfall der Hit­
lerfaschisten auf die UdSSR offen gestellt 
und beantwortet hat: "Wie konnte es ge­
schehen, daß sich die Sowjetregierung auf 
den Abschluß eines Nichtangriffsvertrages 
mit solchen wortbrüchigen Leuten und Un­
geheuern wie Hitler und Rippentropp ein­
gelassen hat? Ist hier von der Sowjetregie­
rung nicht ein Fehler begangen worden?" 
(Stalin, 3.7.1941, zitiert nach RF 239,S.28). 

Es handelt sich darum, daß das TATblatt 
mit der Zensurmaßnahme gegen diese Bro­
schüre die Front derer verstärkt hat, welche 
um jeden Preis verhindern wollen, daß sich 
die Leute anhand der überzeugenden Ar­
gumentation der damaligen Sowjetregie­
rung über die historischen Tatsachen klar 
werden. . 

Die mündlich von einem Redaktionsmit­
glied geäußerte Rechtfertigung, daß auch 
schon einmal etwas von irgendeiner trotzki­
stischen Gruppe abgelehnt worden sei, 
macht die Sache nicht besser. Es ist natür­
lich völlig korrekt, Werbeeinschaltungen 
von politiSCh reaktionären Gruppen abzu­
lehnen, die sich links oder sogar "ultralinks" 
ausgeben, in der Tat aber z.B. den Export 
von Noricum-Kanonen an das reaktionäre 
Regime im Irak befürworten. 

Auf einer rein formalen Ebene lassen 
sich hier überhaupt keine Kriterien bestim-

men, sondern nur im Zusammenhang vor 
allem mit dem politischen Inhalt. 

Engels sagte einmal sinngemäß, daß die 
Bourgeoisie der Teilnahme der armen und 
ausgebeuteten Bauern an der revolutionä­
ren Befreiungsbewegung hauptsächlich 
"bannt" mit der Beschwörung, daß die 
Kommunisten ihnen die letzte Kuh aus dem 
Stall holen und ihnen Haus und Hof weg­
nehmen würden. Heute "bannt" die impe­
rialistische Bourgeoisie die konsequent re­
volutionäre Politik vor allem mit der Be­
schwörung des gar so "schrecklichen Stali­
nismus". Gegen den "Stalinismus" zu sein 
ist die wichtige Eintrittskarte in den bürger­
lichen Salon. 

Heute zeigt sich deutlicher denn je, daß 
die Entwicklung, welche scheinbar so vor­
wärtsführend mit der "Kritik an den Folgen 
des Personenkults" begann,. nur der Auf­
takt zur kompletten Demontage Lenins 
und der Oktoberrevolution war, sich gegen 
den Marxismus und jede revo!utionäre Po­
litik überhaupt riChtet, zur Vernichtung al­
ler und jeglicher revolutionären Errungen­
schaften geführt hat. 

Es gibt Leute, die darüber erschrecken, 
daß heute z.B in der Slowakei ein Denkmal 
errichtet wird für den Oberfaschisten Tiso 
(Staatsoberhaupt im slowakischen Mario­
nettenstaat von HitIers Gnaden und 1947 
hingerichtet). Aber warum denken sie nicht 
einmal tiefer darüber nach, daß und warum 
diese ganze Entwicklung untrennbar ver­
bunden ist damit, was seit Jahrzehnten als 
"Entstalinisierung" bezeichnet wird. 

Wer nicht bereit ist, die von der Schule, 
von den Medien, von der Kirche usw. von 
früh bis spät verbreitete Propaganda gegen 
die Sowjetunion zur Lenins und Stalins zu 
hinterfragen, den "gängigen" antistalinisti­
schen Behauptungen zu mißtrauen, wer 
sich nicht bemüht, sich selbstständg ein ei­
genes Bild darüber zu machen, Dokumente 
dazu zu studieren usw., hat niemals auch 
nur eine Chance, der ganzen bürgerlichen 
WeIt den Krieg anzusagen. 

Das solltet ihr euch überlegen, wenn ihr 
nicht kampflos vor Portisch und Co. die 
Segel streichen, wenn ihr nicht unbedingt im 
Kreise der "linken" SChoßhündchen der 
Bourgeoisie landen wollt, zu denen die 
Herrschenden sagen: "Macht was ihr wollt, 
aber bleibt brav auf der von den Herrschen­
den abgesteckten Spielwiese, an deren Zäu­
nen das Schild hängt: "Vorsicht Stalinis­
mus! Nicht weitergehen! Hier beginnt der 
für die Herrschaft der Bourgeoisie tödliche 
Kampf für den proletariSChen Sozialismus, 
für die Diktatur des Proletariats!" 

Sekretariat der MLPÖ,20.5.91 
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Antikommunistische Zensur im Tb ? 

Antwort des Kollektivs auf das Schreiben des Sekretariats der 
MLPÖ v~m 20.5.91 

Wir haben zensuriert; wir haben zweimal 
die Veröffentlichung von Inseraten (gegen 
Kohle) der MLPÖ abgelehnt. 

Es waren inhaltliche Gründe, warum wir 
den Abdruck der Inserate ablehnten. Wir 
wöllten kein Inserat für eine Broschüre, die 
die menschenverachtende Politik der So­
wjetunion besonders unter Stalin nicht er­
wähnt bzw. leugnet. Und wir wollten auch 
kein Inserat für eine Broschüre über den 
Oktoberstreik 1950, die von Oberflächlich­
keit und Ungenauigkeit geprägt ist. (Die 
genauere inhaltliche Kritik an beiden Bro­
schüren befindet sich auch in diesem TAT­
blatt.) 

Doch vor allem auch entscheidend für 
den Nichtabdruck der Anzeigen war unsere 
prinzipielle Kritik an der Politik der MLPÖ. 

Diese Kritik und auch das Bauchweh, 
wenn wir MLPÖ-Artikel abdruckten, gibt 
es unter uns schon seit längerem. Doch es 
gab nie eine tiefergehende Auseinanderset­
zung mit den Inhalten der MLPÖ und über 
deren grundlegenden Charakter. Genauso 
wie es annähernd keine Auseinanderset­
zung über stalinistische Entwicklung und 
Politik der Sowjetunion in der Linken gibt. 

Trotzdem lassen wir uns nicht aufzwin­
gen, wie wir diese Debatte zu führen hätten. 
Vor allem nicht durch die Behauptungen 
der MLPÖ in ihrem Brief 

• daß jede Auseinandersetzung mit Sta­
linismus der antikommunistischen Hetze 
der Herrschenden in die Hände spielt, 

• und daß das TATblatt die Errungen­
schaften und Siege Stalins ("historische Tat­
sachen") leugnet. 

Wir wollen nun erklären; warum wir 
glauben, daß das Nichtabdrucken der zwei 

. MLPÖ-Inserate richtig war, und warum wir 
glauben, daß die MLPÖ nicht Teil einer 
autonomen Linken ist und auch nicht sein 
kann: 

Die MLPÖ ist eine dogmatische Partei, 
deren unumstößliche Grundlage die Leh­
ren von Marx, Engels, Lenin und Stalin sind. 
Die Lehren Marx, Engels, Lenins und Sta­
lins werden von der MLPÖ weder hinter­
fragt, kritisch betrachtet, im zeitlichen und 
gesellschaftlichen Zusammenhang gese­
hen, noch als teilweise falsch eingestuft, son­
dern sie gelten als nicht zu kritisierende, 
ewig geltende Grundlagen ihrer Politik. 
Und Befreiungskämpfe (auf allen Ebenen) 
können nur dann Aussicht auf Erfolg ha­
ben, wenn sie sich strikt am Marxismus-Le­
ninismus orientieren. 

Die MLPÖ meldet sich zu den verschie­
densten (aktuellen) Themen meist schrift-

Iich zu Wort. Sie versucht (durch ihre 
schriftlichen Stellungnahmen) ihre Inhalte 
in die (autonome) Linke hineinzutragen. 
Sie ist dabd weniger an einer Diskussion 
interessiert, als an einer ständigen Präsenz 
ihrer Inhalte. Immer mit dem Ziel vor Au­
gen, die (autonome) Linke mit ihren Inhal­
ten zu missionieren, auf den 
"einzig richtigen" Weg zu brin-
gen. 

Die MLPÖ sagt dies auch 
selbst ziemlich deutlich: "Die 
Hauptaufgabe der jungen Mit-
glieder und Kandidaten der 
MLPÖ, der jungen Freunde und 
Aktivisten der "Roten Fahne" 
(Zentralorgan der MLPÖ, Anmerkung des 
Kollektivs) ist es, in diese Jllngendzirkelund 
Gmppienmgen junger Menschen hineinzu­
gehen, dort die Rolle der aktivsten und be­
wußtestenKräfte, derrevolutionären Hefe, zu 
spielen und für die elfolgreiche Weiterent­
wicklung dieser Zirkel und G11lppienmgen 
zum konsequenten Marxismus-Leninismus 
Sorge zu tragen." (Tribüne, Beilage zur Ro-

. ten Fahne Nr. 123, Dezember 1970) 
Diese Aussage, die immerhin.,<;chon eini­

ge Jahre zurückliegt, hat sich immer wieder 
(z.R in der Vorbereitung diversester Aktio­
nen) als richtig herausgestellt. . 

Deshalb ist es nicht verwunderlich wenn 
folgende Tatsachen der MLPÖ noch nie 
eine Auseinandersetzung wert waren: 

• daß Marx und Engels die UnterdrUk­
kung der Frau als Nebenwiderspruch1 sa­
hen, 

• daß schon unter Lenin die Nieder­
schlagung anderer pOlitischer Richt.ungen 
(Verfolgung von AnarchistInnen, Sozialre­
volutionärinnen etc., Zerschlagung des 
Kronstädter Aufstandes im Mai 1921, ... ) 
stattfanden, 

• daß unter Stalin diese konsequente 
Verfolgung von Andersdenkenden, die 
Zwangskollektivierungen und die .Indu­
strialisierung der Sowjetunion zum Tcide 
von Millionen von Menschen führte. 

Um es ganz allgemein zu sagen: Wenn 
irgendeine Richtigkeit in der Geschichte 
täglich aufs Neue bewiesen worden ist, dann 
die, daß Freiheit, Sozialismus, Anarchie 
oder was auch immer, in jedem Fall aber 
antihierarchische, antikapitalistische, anti­
patriarchale und antirassistis~he Lebensfor­
men nicht erzwungen, nicht aufgesetzt wer­
den können; weder theoretisch noch prak­
tisch. Und wenn Marx, Engels, Lenin, 
Trotzki und besonders Stalin samt Gefolg­
schaft etwas tX:wiesen haben, dann das eine: 

Daß es eben NICHT reicht, ein paar tau­
send Kapitalisten abzuknallen und dann das 
ganze System unter einem anderen Kom­
mariqo weiterlaufen zu lassen. 

Und zu allerletzt: Das TATblatt hat kei­
ne 'Linie', keine klare Ausrichtung. Wir sind . 
uns schon bewußt, daß wir Fehler machen. 

Stalinismus 
Diskussion 

Aber wir fühlen unsals Teil einer undogma­
tischen autonomen Linken. Einer Linken, 
die U~klarheiten, Fragen, Ungenauigkei­
ten und Fehler solange zulassen kann, als sie 
am Weg zu einer antihierarchischen, antika­
pitalistischen, antipatriarchalen, antirassi­
stischen Zukunft liegen. Mindestens 95% 
der Menschen; mit welchen wir uns verbun­
den fühlen, haben 'klassische Theoretiker' 
noch nie von innen gesehen. Dennoch sind 
wir der Meinung, daß sie sehr gute 'Genos-
sInnen' sind ....... . 

Mit DIESEN wollen wir über den Weg 
diskutieren! Ünd darum haben wir uns ent­
schieden in Zukunft nichts mehr von der 
MLPÖ abzudrucken. 

TATblatt-Kollektiv 

P.S.: Wer sich von der MLPÖ (z.R den 
kritisierten Broschüren) ein Bild machen 
will kann die diversesten schriftlichen 
MLPÖ-Produkte bestellen: Zentraler Lite­
raturdienst der MLPÖ, Postfach 582, 
1150/9 Wien 

Und zu allerletzt ein Lesetip: eine aus­
führliche und interessante Betrachtung der 
Politik der SU vor allem unter Stalin ist in 
der Radikal Nr.142 (Inserat in diesem Tb) 
erschienen. 

Fußnote:! Die These des Haupt- und 
Nebenwiderspruchs besagt, daß ersterer 
zwischen Kapital und Arbeit besteht. Jede 
andere Unterdrückung oder Ausbeutung 
(sei sie nun rassistisch, patriarchal, imperia­
listisch, ... begründet) wird zum Nebenwi­
derspruch. Engels meint dazu: "Eine wirkli­
che Gleichberechtigung von Frau und Mann 

. kann meiner Überzeugung erst Wahrheit 
werden, wenn die Ausbeutung beider durch 
das Kapital beseitigt ( ... ) ist." Friedrich En­
gels 1885, MEW, Bd. 36, S.341 • 



Seite 2.0 - TATblatt minus 46 von .stalln lernen heißt kotzen lernen 

Zur Broschüre "Der Oktoberstreik 1950" 

(TATblatt-Wien) 
Es gab im Oktober 1990 eine Auseinan­

dersetzung mit dem Oktoberstreik 1950. Im" 
Rotstilzchen (Gott hab' es selig) war eine 
Veranstaltung; ein TA Tblatt -Beitrag war in 
Vorbereitung. Am Ende der Vorbereitun­
gen lag ein etwa 22 Seiten langes Manu­
skript vor, von dem wir auch heute noch 
nicht wissen, wie wir damit umgehen sollen 
(vielleicht wirds einmal eine Broschüre). 

Und noch was wäre vorauszuschicken: 
Es gibt eigentlich nur sehr wenig Material 
über den Oktober-Streik. Wir machten 
uns daher die Mühe, so ziemlich alles, 
was wir in die Finger bekamen, zu verar­
beiten. Wir interviewten Zeitzeuginnen, 
besorgten Photos aus Archiven, suchten· 
Kopien alter Polizei- und Gerichtsakten 
usw. 

Dann kam die MLPÖ .... 
Ohne das JETZT UND HIER in al­

ler Deutlichkeit belegen zu können, ist 
die MLPÖ-Broschüre so ziemlich das 
Seichteste, was es in Bezug auf den Ok­
toberstreik gibt! Der Vorgeschichte des 
Streiks werden lediglich 9 von 70 Seiten 
gewidmet, und die sind vornehmlich mit 
inhaltslosen Parolen gespickt. Beispiel 
gefällig? 

"Breite Kreise des österreich ischen 
Volkes, besonders der Arbeiterschaft, for­
dertt:n daher in zahllosen Versammlun­
gen, Entschließungen und Manifestatio­
nen energisch, diese Betriebe (das ehema­
lig 'deutsche Eigentum'; Anm.TAT­
blatt) unter keinen Umständen wieder in 
die Hände der in- oder ausländischen 
Monopolisten zurilckgelangen zu lassen. 

Die Kräfte des Kapitals waren unter 
diesen Umständen außerstande, sich of­
fen aber die Bestrebungen der Massen 
hinwegzusetzen. Die Situation war auch 
in Österreich für die Bourgeoisie damals 
nicht frei von 'Risiken', schon weil es in un­
mittelbaren Nachbarländern zu einschnei­
denden Maßnahmen gegen den Monopolbe­
sitz der Bourgeosie kam, wie in der Tsche­
choslowakei und in Ungarn, und im östli­
chen Teil Österreichs die Rote Armee stand. 

Die führenden österreichischen Politiker 
erkannten, daß sie um Verstaatlichungsmaß­
nahmennicht nur nicht herumkommen wür­
den, sondern diese unter Umständen sogar 
ein wirksames Mittel zur Sichenmg und 
Durchsetzung ihres Grundinteresses zum ra­
schen Wiederaufbau ihrer ProftMirtschaft, 
zum Betrug an der Arbeiterklasse sein konn­
ten." 

Stimmt. Heißt aber letztlich gar nix: 
- Wann und wo waren die unzähligen 

Versammlungen? Wie verliefen sie? Wur­
den dort nur Hände zu vorformulierten Pa­
pieren gehoben? Oder wurden die Forde­
rungen militant untermauert? 

- Wer waren die Kräfte des Kapitals? 
Wie traten sie in Erscheinung?, 

- Welche einschneid~nden Maßnahmen 

wurden in der es SR und in Ungarn ge­
setzt? Wie können sie beurteilt werden? 

- Warum war die Rote Armee ein Risi­
ko? Vielleicht, weil sie so revolutionär war? 
Oder vielleicht doch, weil sie den Auftrag 
hatte, einen sowjetisch dominierten Macht­
bereich zu sichern und damit mehr oder 
minder zufällig in Konflikt mit den österrei­
chischen Kapitalisten hätte geraten kön­
nen? 

- Und,und, und ..... ? 
Wir waren der A.nsicht, daß mensch, der 

oder die noch nie was über den Oktober­
streik gehört oder gelesen hatte, mit dieser 
Broschüre nur halb-, wenn nicht gar nur 
viertel- oder achtelinformiert worden wäre. 
Aber das ist kein Grund, ein Inserat abzu­
lehnen (vor allem nicht, wenil wir das Geld 
dringend brauchen). 

Entscheidend for die Ablehnung des in­
serates waren wiederum Verschleierungen 
der Ursachen und Auswirkungen des Stali­
nismus!): 

• Die sowjetische Führung hatte 1950 
kein Interesse an einer starken Bewegung 
von ArbeiterInnen in Österreich. Ihr voran­
giges Ziel war die Etablierung des sowjeti­
schen Einflußbereichs in Osteuropa. ·Aus 
diesem Grund legte sie den österreichischen 
Genossen nahe, es doch bitte ja niCht zu 
einer Eskalation mit den Yankees kommen 
zu lassen. • 

Ernst Fischer, 1950 Mitglied des Polit­
Büros der KPÖ und 1968 als Kritiker aus­
getreten: '~m Nachmittagdes 26. September 
1950 kam Fürnberg. der im Po/büro für die 
Verbindung mit den Russen sorgte, von einer 
Besprechung mit sowjetischen Fzmktionli-

ren. Die sowjetischen Freunde, so berichtete 
er, seien unzufrieden und beunruhigt. Die 
Streikbewegung komme ihnen ungelegen, 
umso mehr, da fast nur Arbeiter der USIA­
Betriebe in den Streik getreten seien (als seien· 
die größten Betriebe Osterreichs in Linz und 
Steyr USIA-Betriebe gewesen/i). Jeder 
Streiktag koste die USIA enorme Summen 
und treffe weniger die Regierung als die so­
wjetische Plaf!,erfallung. ( ... ) Fürnberg 
schlug vor, die Arbeiter zum Abbmch des 
Streiks aufzufordern, einige Tage der Agita-

. tion in allen Bundesländern einzuschal­
ten und dann den Kampf auf breiterer 
Basis fortzusetzen. Die meisten von uns 
Mitgliedern waren fassungslos. Dann 
polterte als erster Honner, ob Fürnberg 
den aberhaupt wisse, was eine Massenbe­
wegzmg sei. Das sei doch kein Streik, den 
wir Kommunisten angeordnet hätten und 
auf sowjetischen Wunsch wieder abbla­
sen könnten. ( ... ) Lauscher, Marek, Horn 
und ich unterstiltzten Honner, ließen uns 
aber schließlich durch das Argument, es 
sei in dieser gefährlichen internationalen 
Situation veranMortungslos, die sQwjeti­
schen Genossen in zusätzliche Schwierig­
keiten zu bringen, zwar nicht überzeugen, 
aber unsicher machen. ( ... ) Am Abend 
sprachen wir inKundgebungen, um unse­
ren Genossen einzureden, daß ein wider­
sinniger Beschhlß den Interessen der Ar­
beiterklasse entspreche" (Aus: "Das En­
de einer lIIusion") .. 

Der MLPÖ ist diese Schweinere': 
ganze 4 Zeilen wert: "In den USIA-Be­
trieben wurde auf kampfbereite Arbeite­
rinnen und Arbeiter keinerlei politischer 
Dmck ausgeübt, auch wenn es sowjeti­
sche Direktoren bisweilen nicht gerne sa­
hen, wenn die Belegschaften an den 
Streik- und Delnonstrationsbewegungen 

teilnahmen und damit unter Umständen die 
Planerfüllung gefährdeten." Im übrigen si­
cherte die sowjetische Kommandatur "in 
ihrer Zone die Rahmenbedingungen des 
Streikrechts, der Meinungs- und Versamm­
lungsfreiheit, .... " 

Diese Verdrehung von Tatsachen mag 
blöd oder peinlich sein. Richtig arg wird es 
unserer Ansicht nach, wenn die MLPÖ in 
ihrer Broschüre den 14.Parteitag der KPÖ 
kommentiert (November 1948). 

Der 14.Parteitag der KPÖ war, so meint 
die MLPÖ, der "relativ beste Parteitag der 
Nachkriegs-KPÖ". Einerseits deshalb, weil 
die staatstragenden lIIusionen der KP-Füh­
rung von 1945 nach Beginn des kalten Krie­
ges wohl endgültig reif für den Papierkorb 
waren. "Ein aber vielleicht noch zwingende­
rer Gnmd wardie Kritik der KPDSU und der 
Kominform am Tito-Revisionismus von 
i947/48. Im Zusammenhang damit wurde 
der Kampf gegen den Rechtsopportunismus 
forciert, welcher sich in verschiedenen Kom­
munistischen Parteien Westeuropas, aber 
auch anderswo, immer breiter machte" 



(MLPÖ-Broschüre ). 
Im "Kampf gegen den Rechtsopportunis­

mus" waren der Politik Stalins in der SU 
folgend zwischen 1948 und 1950 in der 
CSSR 250 000 Menschen aus der Partei 
ausgeschlossen worden, in Bulgarien 92 
500, in Rumänien 192 000 und in Ungarn 
483 000; unzählige Menschen wurden als 
Feinde des Sozialismus hingerichtet. Worte 
wie Titoismus, Rechtsopportunismus, Re­
visionismus waren Rechtfertigungsfloskeln 
für politische Verfolgung und Mord in den 
angeblichen Volksdemokratien. 

In diesem Zusammenhäng wieder ein 
Original-MLPÖ-Zitat: Mit der Äußerung 
eines Redners, das Parteistatut dürfe keine 
Grundlage für unberechtigte und unbe-

. gründete Säuberungsaktionen darstellen, 
werden "faktisch Säuberungen überhaupt 
als unberechtigt und unbegründet hingestellt, 
denn von berechtigten und begründetenAus­
schlüssen untauglicher und schädlicher Ele­
mente sprach (der Redner) kein Wort!,,3) 

Wir werfen der MLPÖ damit Verharm~ 
losung, ja sogar Leugnung der Morde der 
Stalin-Ära vor, denn von den unberechtig­
ten und unbegründeten AuSschlüssen ange­
blich untauglicher und schädlicher Elemen-

von stalin lernen heißt kotzen lernen 

ten samt folgender Hinrichtungen schreibt 
sie mit keinem Wort! 

Fußnoten: 
1) Zum Begriff Stalinismus. Wir sind in 

diesem Punkt mit der MLPÖ einer Mei­
nung, nämlich : Für die gesellschaftliche 
Entwicklung in der Sowjetunion kann nicht 
eine Person allein verantwortlich gemacht 
werden; auch nicht für das Terrorregime 
zwischen 1929 und 1953 (die 'Ära' Stalin). 
Die Entwicklung des repressiven Bürokra­
tismus setzte bereits viel früher ein. Als Bei­
spiel wäre etwa die Ersetzung eier Fabriks­
räte durch der Iiierarchie verantwortlichen 
Betriebsleiter im Jahr 1918 zu nennen. Der 
Stalinismus ist wohl 'nur' j'ene Phase in der 
Geschichte der SU, in der die relativ stärk­
ste Repression angewandt werden mußte, 
um das bürokratische System aufrecht zu 
et;halten. Ein fast österreichisches Phäno­
men: Einer hat geführt; andere haben aus­
geführt, durchgeführt, ..... 

2) USIA: Zusammenschluß der sich 
ehemalig in deutschem Besitz befunden ha­
benden Betriebe innerhalb des von 1945 bis 
1955 sowjetisch besetzten Teils Österreichs 
unter Leitung sowjetischer Betriebschefs. 
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Ausgangspunkte des Streiks gegen den 
4.Lohn- und Preispakt, der praktisch ein 
Einfrieren der Löhne und eine Verdoppe­
lung der Preise bedeutete, waren die heuti­
ge VOEST und die Steyr-Werke gewesen. 
Beide lagen in der US-besetzten Zone, wa­
ren also keine USIA-Betriebe. Ein weiterer 
Kernbereich der Streikbewegung war die 
Steiermark, die ebenfalls nicht von sowjeti­
schen, sondern von englischen Truppen be­
setzt war. 

3) Wohl nicht zufällig findet sich in der 
MLPÖ-Broschüre eine Werbung für das 
Buch "Der Kampf 1. W.Stalins und der Kom­
infonn gegen den 'Titorevisionismus". Kom­
inform: Kommunistisches Informationsbü­
ro; in diesem waren alle moskautreuen 
kommunistischen Parteien von 1945 bis 
1956 zusammengeschlossen. Tito: Jugosla­
wischer Partisan Innen-General; organisier­
te den Widerstand gegen den Faschismus 
auf dem Gebiet des heutigen Jugoslawien 
und in großen Teilen Kärntens; 1947 Bruch 
mit Stalin; Versuch eines 'eigenständigen 
Weges zum Sozialismus'; is aber a nix 
wurn ..... -

Kritik der Broschüre 

"GESCHICHTSFÄLSCHER" 

Die Broschüre beschreibt an Hand von 
Zitaten und Zahlenmaterial die Unterstüt­
zung des erstarkenden Nationalsozialismus 
durch Großkapitalisten und Politiker in den 
USA, GB und Frankreich, und zwar im We­
sentlichen korrekt. Des Weiteren behandelt 
sie die Isolation der Sowjetunion durch die 
Westmächte und legt, 
unserer Ansicht nach 
auch völlig korrekt, iJ 
dar, daß die USA, GB". . 
Frankreich etc. so ' •. ,.,.-:r ... 
zieinlich al.les unter- '.'. . ,. • 
nommen habe.a, um .','} " 
das fa~~~is)jsche;·l ~-. . 
Deutschland zum An- lf .. 

- griffaufdie Sowjetuni- .1. ; 
on zu bewegen, bzw in r:\ , 
der Ausführung dieses ß 
Plans zu unterstützen. 

Als Argumenta- . , 
tionsmaterial für· die . , 
Charakterisierung des 
Faschismg»aIs Form~-'-:­
bürgerli'her Herr-
schaft geIt das o.k. 

Das -Ziel' der Bro-
schüre ist es aber, denj....bsqhluß des Hitler­
Stalin-Pakts als .unerweidbar darzustellen, 
und das ist alles andere als ö:k.! e ' 

Über 70 Seiten hinweg findet sich in der 
"Geschichtsfalscher" -Broschüre kein Wort 
über die innenpolitische Situation der SU, 
kein Wort von der planmäßigen Ausrottung 
der Opposition, kein Wort von den millio­
nen von Opfern der Zwangsindustrialisie­
rung. 

Jetzt könnte mensch fragen: Was hat das 

miteinander zu tun? Muß mensch jedesmal, 
wenn das Wort Stalin fällt, gleich die umfas­
. sende Analyse der 'Fehler' Stalins mitlie­
fern? 

Wir meinen NEIN, mensch muß 
nicht...; .. es geht uns nicht um die Etablie­
rung neuer Rituale, sondern eben um die 

Wir meinen, daß in einer Diskussion, die . 
ihres Namens würdig sein soll, auch andere 
Fakten als die in der Broschüre genannten 
enthalten sein müssen. Wir meinen da zum 
Beispiel 

_ den Hinweis, daß die überwiegende 
Mehrheit ,der BewohnerInnen der Sowjet­

union kein sonderliches 
Interesse an 'der Unter­
stützung der Sowjetregie­
rung hatte, nachdem die 
Bolschewiki Millionen von 
Menschen am Land hatten 
hungern lassen, um sie 
zum Zug in die Stadt, zur 
Arbeit in den Fabriken Z4 
zwingen; und nachdem 
diese POlitil} der Zwangs­
industrialisierung und 
Zwangskollektivierung 
Millionen von 'Toten ge­
fordert hatte. 

_ daß mit der planmä­
ßigen Liquidierung der lin­
ken Kader und Oppositio­
nellen die revolutionäre 
Bewegung in der Sowjet-

Diskussion brennender Fragen linker Poli- union zu einem bürokratischen und repres-
tik, siven Dauerstillstand umgewandelt wurde. 

A~~r es ist sc~on lachhaft, wenn die _ daß die-Bereitschaft der Menschen, 

TMALTPb~ zuD? ~e~~hJS ~erDT.atksac~e, daß:h~as sich am Kampf gegen den Faschismus in der 
. 'I~tt eme WlC tlge" IS usslon ver. m- Guerilla zu beteiiigen erst in Folge der deut-

dem Will, aus der RadlOl:ede Stahns vom. 
3J r 1941 .. C"l " . d S . ··schen Massenmorde iln der Bevölkerung 

• ~ 1 ~Itlert .. st uer von er oWJet- '. ~ieder anstieg. '" 
reglenmg mcht em Fehler begangen wor- "'-. . 
den?"), das Zitieren aber genau vor jener 
Stelle beendet, an der Stalin meint: "Natür­
lich nicht!" 

Unsere Vöcsteilungen von Freiheit, von 
solidarischen Gesellschaftsstrukturen, von 
Arbeit ohne Ausbeutung usw beinhalten, 
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daß diese den Menschen nicht mit Gewalt 
und/oder Bürokratie aufgezwungen wer­
den; und zwar nicht (nur) aus Träumerei, 
sondern aus der Erkenntnis, daß es nichts 
gibt, was Menschen auf Dauer aufgezwun­
gen werden kann (und an genau DEM 
Punkt solltet ihr euch vielleicht Gedanken 
über die Aufstellung des Tiso-Denkmals 
machen; oder über die Existenz von Ho­
ols, ... ). 

Nach über 50 Jahren ist es leicht, schlau­
er zu sein. Aber wir meinen dennoch, daß 
die Sowjetunion 1939 außenpolitisch weit 
besser dagestanden wäre, wenn sie sich 
nicht zuvor aktiv an der Bekämpfung revo­
lutionärer Gruppen in Spanien, in Mexico, 
in Deutschland und sonstwo beteiligt hatte! 
In Spanien hangt die Niederlage der Repu-

blik 1939 ja wohl direkt mit der Politik der 
SU zusammen. 

Sie wäre innenpolitisch weit besser dage­
standen, wenn die SU-Führung eine 'nicht­
bolschewistische,l) Linke akzeptiert hätte. 

Unsere Schlußfolgerung: 'Schuld' am 
Faschismus sind die, die ihn etabliert haben. 
Mitschuld am Erstarken des Faschismus 
sind die, die ihn hatten wirksam bekämpfen 
können, dies aber frühzeitig behindert 
(KPD-Politik in Deutschland) oder sogar 
unterbunden haben (Komintern-Politik in 
Spanien). 

Wenn der Hitier-Stalin-Pakt eine Not­
wendigkeit war, und genau das will uns die 
"Geschichtsfälscher" -Broschüre verklik­
kern, dann nur in Folge und zur Sicherung 
der Machtpolitik Stalins. Unserer Ansicht 

nach war daher der Hitler-Stalin-Pakt keine 
Notwendigkeit, sondern ein Verbrechen! 

Ein Akzeptieren des Inserates hatte be­
deutet, daß wir die in der Broschüre vertre­
tenen Meinung für eine innerhalb einer Dis­
kussion unter Linken zumindest vertretba­
re halten. 

Fußnote: . 
1) Wobei das Wort Bolschewiki (Rus­

sisch: Mehrheitler) doch bitte, seien wir ehr­
lich, eine Verarschung ist. Wenn wir heute 
dreihundert Linke auf einen Kongreß krie­
gen, dann können 160 Autonome leicht ei­
ne Mehrheit bilden. Und in etwa so sind die 
Bolschewiki 1903 auch zu den "Mehrheit­
lern" geworden. -

Zum Konzert vom 31.5 im flex 

(flugi von frauen) 
2 wochen vor dem auftritt von "big 

. thing" und "f1ag of democracy" tauchten 
plakate mit einer bikerfrau mit nacktem bu­
sen, fuckfinger, whiskyf1asche und amiflag~ 
ge als stirnband auf - ausdruck befreiter 
sexualität, laut f1extyp T. 

die befreiung der frau konnten wir gleich 
bei der Lgruppe im f1ex hautnah mit erle­
ben, vor allem von ihren kleidern. entgegen 
sonstiger reaktionen auf befreiungsversu­
che von frauen waren die typen diesmal sehr 
angetan. zur unterstützung ihres auftritts 
brauchte die band zwei striptease-tänzerin­
nen. scheinbar reicht die musikalische be­
glückung nicht mehr, sexistische sonderein­
lagen werden nötig. die reaktionen waren 
unterschiedlich: einige typs wollten das er­
eignis auf keinen fall versäumen, andere, die 
nicht verstehen konnten, daß striptease un­
ter underground-kultur fällt, sind rausge­
gangen. jedenfalls fiel es keinem typ ein, 
irgendetwas zu sagen oder gar zu tun. nach­
dem frauen sich beschwerten und den saft 
abdrehten, bekamen sie einiges zu hören: 
"gehts doch ins frauenhaus", "holt doch die 
weiber von der bühne runter, drahts net den 
strom ab!". die frau, die es gewagt hatte, den 
hauptschalter nach unten zu bewegen, wur­
de von typen körperlich angegriffen. "strom 
abschalten is hinterlistig, auf die bühne ge­
hen ist offensiver" tolle ratSChläge von typen 
an die frauen, die sich da aufregten; daß 
eben diese frauen die stripteasetänzerinnen 
runterholen sollten. und damit ist das prob­
lem gelöst, oder wie! die typen von der band 
sollen einfach weiterspielen! das problem 
~ind wieder die frauen! und die typen hatten 
nix besseres zu tun, als auf frauen ~einzure­
den, bzw. zu verhindern (gewaltsam), daß 
der auftritt von frauen beendet werden 
konnte. 

es kann kein streitpunkt sein, daß dieser 
auftritt sexistisch war; die frage ist, warum 
sexismus erwünscht ist, inszeniert wird und 
daß solche auftritte auf der szene stattfin­
den. ob sexismus oder nicht, das wird auf 
der szene nach kriterien des "geschmacks" 

beurteilt. eine ankündigung für ein konzert 
stellt eine frau dar, die einen olla aufbläst, 
nach erklärungen eines typs tragt dies zur 
aids-aufklärung bei. vollbusige frauen "ent­
sprechen nicht der norm", "sind keine mo­
dels", also angeblich keine wixobjekte, da­
her ist die abbildung nicht sexistisch, son­
dern fortschrittlich. 

wir machen euch darauf aufmerksam, 
daß wir gegen alle sexistischen plakate, egal 
ob von euch oder von palmers vorgehen 
werden. 

Zur Erklärung: Das' Konzert wurde nach 
den "Beendigungsversuchen " fortgesetzt. 

Wir hoffen auf Stellungnahmen von 
Leuten aus dem f1ex. TATblatt 



Termine 
diesmal nur in Wien 

• Zeltlager 
Sa.15.Juni-22.Juni, 10.00, gegen 

die Obdachlosigkeit von Asyl­
werberinnen, Solidarität ist ei­
ne - aber das braucht euch 
ja nicht mehJ gesagt wer­
den!!!!! 

IC~LD 
International Coalition AGAINST Large Daml 

• Staudamm-Konferenz­
Gegnerinnen 

Di.18.Juni, 10.30, an BOrd des 
Schiffes "Johann Strauss", 
Schweden pI., Donaukanal, 
Pressekonferenz von Opfern 
der Monster-Staudämme in 
Brasilien, Thailand und Tür­
kisch-Kurdistan .INFOS: Glo­
bal 2000, TeI.OO43-1-310 40 
77!, Anlaß ist eine Konferenz 
der weltweiten Staudamm­
Lobbyorganisation ICOLD in 
Wien. 

dazu im Filmhaus Stöbergasse 
(6.Bez.): 
Mi.19.Juni, 19.00, Das wahrhafti­

ge Wort des klugen Bauern, 
Sommer - Nil - fruchtbarer 
Schlamm - Bau des Assuan­
Hochdamms - moderne 
Landwirtschaft - Natur-und 
Lebenskreislauf zerstört. 

Do.20.Juni, 19.00, Geraubte Er­
de-Terra roubada, Nordosten 
Brasiliens - größter Stausee 
der Welt Sobradinho-See -
totale Fehlentwicklung - kre­
ditabhängige Großtechnolo­
gie - lebensverachtende 
Struktur. 

am selben Tag zur selben Zeit: 
Damming the Narmada River, 
fünftgrößter Fluß Indiens -
Entwicklungsprogramm 30 
Großkraftwerke, 135 mittlere 
Dämme und über 3000 
kl.Stauwerke geplant - eine 
Million Menschen werden ver­
trieben - Protestbewegung 
- Weltbank unter Druck -
schwierige Bedingungen bei 
der Produktion dieser Doku­
mentation - Uraufführung im 
deutschsprachigen Raum. 

• Ewiva Nicaragua 
Jeden 1.Dienstag im Monat, 

18.00, Info-abend, Kohlg.27 
(5.Bez.). 

25.Juni, 19.00, Diavortrag, Tur­
nusarzt sein in Nicaragua (in 
der Provinz Leon) 

Anfang September geht eine Bri­
gade nach' Nicaragua. Interes­
sierte melden: Amerlinghaus, 
Stiftg.8 (7.Bez.), Tel.43 88 
39(Rudi)!!!!! 

• TU, Karlsplatz&Umge­
bung, 4. Bezirk (nicht be­
kannt wo genau auf der 
TU) 

Di.18.Juni, 19.00 "V\!ien in Atem-

was is los? 

not", Podiumsdiskussion mit 
Hermann Knoflacher 
(Prof. TU-Wien), Mattes 
(BMfUJF), Robert Thaler 
(VCÖ) und anderen. 

,,,,,,Fest'ln in Wien •• "",. 
• Lesbisch-schwule Fest­

woche:WIR MACHEN 
UNS BEMERKBAR ... 

Fr.21.Juni, 20.00, Filmgala im 
Filmhaus Stöberg.11-15 
(5.Bez.), mit Kurzfilmen v. Ur­
sula Pürrer u. Angela Scheirl 
u. dem Kultfilm "Wiener Brut". 

Sa.22.Juni, 20.00, Eröffnungsfest 
im HOSI-Zentrum, Nova­
rag.40 (2.Bez.). 

So.23.Juni, 20.00, Lesung im Ca­
fe Willendorf, Helga Pankratz 
liest Lyrik u., Prosa aus der 
wunderbaren Warenwelt: "Lo­
ving Maid Inc. & Co. Ltd. ". 

Mo.24.Juni, 19.00, Schwul/lesbi­
scher Gottesdienst in der Ev. 
Stadtkirche H.B. (Dorotheerg. 
16,1100), anschLfindet in der 
Pfarre ein gr. HuK-Fest statt. 

Di.25.Juni, 20.00, Festwochenki­
no im HOSI-Zentrum: ILGA'89 
in Wien. Das Video zum Ereig­
nis. 

Mi.26.Juni, Trommelworkshop 
für Lesben, INFO: ROSA LILA 
TIP, Tel.568 150. &&& Mal­
workshop für schwule Män­
ner, INFO: HOSI-Zentrum, 
Tel.26 66 04. &&&& ab 20.00 
im HOSI-Zentrum Diskussion 
zum Thema "Berufsverbot für 
Lesben" mit Ausschnitten aus 
der Show "Weiber von, Sin­
nen". 

Do.27.Juni, 20.00, HOSI-Zen­
trum, Schwule u. Lesben le­
sen aus eigenen Werken. 

Fr.28.Juni, 17.30, Festzug durch 
die Wiener Innenstadt mit lau­
niger Ansprache u. Guiness-

Weltrekordversuch (gr. Rosa 
Winkel der Welt), Treffpunkt: 
Pestsäule (Graben). 

Sa.29.Juni, 14.30, 2.Ö.Lesbenc 

fußballmatch auf der Prater­
wiese, bitte weißes und/od. 
schwarzes T-Schört mitbrin­
gen, Treffpunkt: Praterste'rn, 
Tegetthof-Denkmal. &&& Ab­
schlußfest in der ROSA LILA 
VILLA, ab 20.00. mit der 
Schweizer Frauen-Jazzband 
"atropa belladonna" mit "mu­
sica creativa" in kompromiß­
los persönlicher Art, 
anschl.Tanzmusik ohne En­
de. 

Was gibt's zu feiern? Das Wo­
chenende vom 27.-29.Juni 69 
wird int. als Geburtsstunde der 
Befreiungsbewegung von Les­
ben und Schwulen angesehen: 
Damals geschah es, daß sich Ho­
mosexuelle erstmals gegen die 
willkürlichen Übergriffe der Poli­
zei zur Wehr setzten: In derNew 
Yorker Bar "Stonewall Inn" war 
eine ganz "alltägliche"Razzia An­
laß für einen mehrtägigen Kampf 
von Lesben und Schwulen gegen 
die Polizei und ihre Schläger­
trupps. Weltweit wird seither die­
ses Wochenende Ende Juni mit 
"Lesbian and. Gay Pride Days" 
gefeiert, mit dem Aufruf: Schluß 
mit dem Verstecken! Solidarität, 
Selbsthilfe!!!!! 
• Waggonfest 
Sa.22.Juni, ab 18.00, im S-Bahn­

hof Liesing Gleis 504, das Be­
treten der Südbahngleise ist 
verboten, FußgängerInnenun­
terführung benützen, **es 
lädt: Ornett** 

• Tanzveranstaltung für To-
talverweigerung 

DoA.Juli, ab 20.00, Ausstellungs­
raum, Obermüllnerstr.5 
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(2.Bez.), es tanzen-spielen-Ie­
sen-machen lärm: KUNDALl 
Folk Jazz Gruppe aus Kärnten 
u. Slowenien, GEORG FRIE­
SENBICHLER Lesung mit Kla­
vierbegleitung (Helmut Linde­
rer), TRAPEZ Wienerlnnenlie­
der, FRANZ HÜTTERER Kaba­
rett Fiasko, CHRISTIAN 
LUKSCH liestBOrchert, MAR­
TIN AUER und Band, ZITA E 
SABINA Canzoni delle lavor­
atrici!!!!! 

Sa.6.Juli, 20.00, Bach, Bachg.21 
(15.Bez.), es spielen die "RU­
STY CHOROS"!!!!! 

• Bluesical (??11)1I 
Do.27.Juni-27.Juli, Di.-Sa. 20:30, 

Brücke, Wipplingerstr.23 
(1.Bez.), ein Wiener Bluesical 
von und mit Richard Weihs 
über den legendären Wiener 
Musiker "August Zeliborsky", 
vulgo. "Blues-Gustl". 

• Flex, Arndtstr.51 
(12.Bez.) 

Mi.19.Juni, Boiler Live Pool bie­
tet: Krüppelschlag. 

Sa.22.Juni, Darma Bums Insane. 
Mi.26.Juni, Boiler Live Pool bie­

tet: Females Under Tension 
+ JugglingJugulars (FIN.). 

Sa.29.Juni, Anhrefn (GB). 
• Arena, Baumg.BO (3.Bez.) 
Do.20.Juni, Die Fliege/Film/Heu-

riger. 
Sa.22.Juni, Fam. mit umgek. Dü­

senantrieb/F/H. 
Sa.22.Juni, 2. Arena Fussball 

Cup. 
So.23.Juni, Kitchens of Dist­

inctlon. 
Mo.24.Juni, Dickies/Noise An­

noys .... 
Di.25.Juni, Pat Metheny OPEN 

AIR. 
Do.27.Juni, Home of the Bra­

ve/F/H. 
Sa.29.Juni, D.O.A./F/H. 
So.30.Juni, Temptations OPEN 

AIR. 
Do.04.Juni, Joh n Lee Hooker 

• ~.jK"N :lfHÖR'N 
• Piratenradio , 
• jeden Mi., 20.00,103,3 
• MHZ, free your ears & 
• listen to thls. 
jeden Tag, jede Zeit, ANNA (AN­

J1.ere NAchrichten), Tel.58 
8Q.1-5801. 

• FUR DIE KONDITION 
jeden Fr., 16.00, Radfahren Am 

Freitag, Radioshausplatz, mit, 
Rad oder ohne (hechel,he-
chel), .... .. 

• Eg-Karawane kommt 
Mi. f9.Juni, 19.00, Vorbereitungs­

treffen für die "Karawane" 
Mi.26.Juni, 19.00, Vorbereitungs­

treffen für die "Karawane" 
Wer gegen die EG 
ist/War/wirdsein, die/der 
sollte sich einfinden und 
zwar TATkräftigst! !!!! 

• Oper 
Di, 18. Juni: AntifaDemo gegen 

Haider'sche Vollbeschäfti­
gungspläne • 



Das TA Tb/att 
ist ein 14-täglich erscheinendes selbstverwalte­

tes Informations- und Diskussionsorgan. Unser Ziel 
i~t ~s aber nicht, irgendwelchen mystischen Objekti" 
vitiits- oder Ausgewogenheitsgeboten zu entspre­
chen. 

Ein Medium ist immer nur ein Medium derer, die 
in ihm als Handelnde vorkommen! In bürgerlichen 
Medien handeln Unternehmer, Hausbesitzer, Regie­
rungsmitglieder oder in deren Vertretung Polizei und 
Militär.Jene aber, die gegen menschenverachtende 
Projekte und politik Widerstand leisten, die werden 
geräumt, werden geprügelt und werden festgenom­
men; kommen also nur als passiv Erduldende und 
Erleidende vor, ohne eigenen Antrieb (ferngesteuert) 
~nd vor allem ohne politische Bedeutung (ohnmäch­
tig). 

Im TA Tblatt, und das soll der Name zum Ausdruck 
bringen, handeln jene, die Straßen blockieren, Häu­
ser besetzen, .... eben Widerstand leisten. Und diese 
sollen am Besten auch gleich selbst und ganz und gar 
subjektiv von ihrem Handeln berichten. . 

Auch die Antworten zu Fragen über Für und Wider 
von Basislohn, Militanz, Volkszählung usw. usf. Wer­
den wir uns nicht aus gebundenen Büchern heraus~ 
suchen können; die müssen wir uns schon 
selbst suchen: Also miteinander debattieren 
und streiten lemen. Der Platz dazu soll im 
TATblatt sein. 

Das TATblatt ist ein Projekt in Entwick­
lung. Nicht nur die Rechtschreibfehler und 
die gegen Null laufende Numerierung deu­
ten darauf hin. Welche aber Rechtschreib­
fehler, die Suche nach einem eigenen 
Schreibstil oder die Auseinandersetzung 
mit widersprüchlichen Meinungen nicht ab­
schreckt, die können an der Entwicklung 
eines unabhängigen linken Zeitungspro-
jekts mitarbeiten. . 

Die TATblaft-Kollelctlve: 
.TATblaft-Wien: 1060 Wien, Gumpendorfer­
straBe 157/11; Telefon: (0222) 5749543; 
Plenum: jeden Donnerstag um 19 Uhr 
TATblaft-Graz: Kontakt: 8010 Graz; Kastell­
feldgase 34/16 
TAfblatt-Lmz: KontaKt.402li unz.ILL '-'tarr· 
gasse1/I.Stock 

P.b.b. Verlagspostamt 1060 Erscheinungsort Wien 

Achtung Abonnentinnen! Die im Adreßpickerl unterhalb deines Namens in 
doppelter Klammer angegebene Zahl ist die Nummer jenes TA Tblatts, die du als 
letzte im Rahmen deines Abos zugeschickt bekommst, wenn du nicht rechtzeitig 
verlängerst! ' 

Impressum: 
Medieninhaberin, Herausgeberin, Herstelleriri und Verlegerin: 
Unabhängige Initiative Informationsvielfalt; 1060 Wien; Gumpendorferstraße 157/11 
Telefon: (0222) 5749543 Konto: P.S.K. 7547212 
DVR Nr. 0558371 
Druck: Eigendruck 

Es reicht! Wohnraum für alle! 

TATblaft-lnnsbruck: Treffen jeden Mitt­
woch nach Erscheinen im Seminarraum des 
Politikwissenschaftsinstitutes der Uni Inns­
bruck um 20 Uhr. 

. HAUSBESETZUNG am Sa.29.6.91 ! 
(genauer Zeitpunkt und genauer Treffpunkt werden mittels Plakate etc noch ange 
kundigt) .' -

... im Abo: 
Ein TATblatt-Abo kostet S 96,- für 

10 Ausgaben oder S 190,- für 20 Aus­
gaben, soferne deine Postanschrift in­
nerhalb Österreichs. liegt. Außerhalb 
dieser Grenzen kostet ein 10-Num­
mern-Abo S 150,-. Zusätzlich gibt es 
die Möglichkeit, durch freiwillig erhöh­
te Abogebühren das TA Tblatt finanziell 
zu unterstützen. 

TATblatt-Abos beginnen an dem 
Zeitpunkt zu laufen, zu dem die Abo­
gebühren bei uns eingelangt sind 
(und zwar ausnahmslos!) Also: Wenn 
du abonnieren willst, so zahle mög- . 
liehst rasch den beiliegenden Erlag­
schein ein. Fa/fs keiner beiliegen soll­
te, so üben/eise das Geld auf 
P.S.K. 7547 212f, Empfängerin n Unab­
hängige Initiative Informationsvielfalt" 
eintragen! Das Abo endet automatisch 
nach Auslieferung von 10 oder 20 Aus­
gaben, wenn es nicht rechtzeitig 
durch Neu-Einzahlung verlängert wird. 

. SOLI-FEST am Fr.28.6.91 ! 
(genauer Zeitpunkt und Ort werden ebenfalls noch bekanntgegeberi) 
Also haltet in den näxten Wochen Augen und Ohren offen ! 

~akliOnelle Beit~e sind als solche gezeich~~t. Nicht als redaktionell gezeichnete Beiträge geben nicht die 
d_elnu~g der ~akllon, sond~m die der Jeweiligen Schreiber und Schreibinnen wieder! Selbstverständlich 

M
istanz eren WIr uns von allen, on nlcht redaktionellen Beiträgen aufgestellten Behauptungen und vertretenen 
einungen .... 

. .. und im Einzelnen: 
WIEN 1: • BH Brigitte Herm/inn (Grünangergasse 1) • BH Kolisch (Rathausstraße 18) • BH Südwind 
(Kleeblattgasse 4) • BHWinter (Landesgerichtsstraße 20) • Zeitungskiosk R. A. Keream (Kärntner­
torpassage - beim U4-Abgang) • BH Zentralbuchhandlung (Stephansplatz) WIEN 2: • BH Rive 
Gauche (Taborstraße 11 b) WIEN 3: * unser Laden (Apostelgasse 17) • BH Sprachlos (Radetzkystra­
ße 6) WIEN 6: • BH/Phitten VKA (Stiegengasse 20) • Beisl KuKu (Unke Wienzeile 98) • Platten Why 
Not (Otto Bauer Gasse 16) WIEN 7: • Naturmarkt St Josef (Zollergasse 26) WIEN 8: EZA ( .. 3.W" EZA 
(Lerchenfelderstraße 18-24) • Bio Makrokosmos (Strozzigasse 38) WIEN 9:. BH Buchwelt 
(Schwarzspanierstraße 15) • BH Reisebuchladen (Kolingasse 6) • Autonome Selbsthilfe (Marktgas­
se 21 bis 23; Mo/DilDo 16-20; Mi 13-20) • BH Monte Verita (Hahngasse 15) WIEN 10: • BH Schiebl 
(Laxenburgerstraße 48) • Mieterlnnen-Interessensgemeinschaft (Antonsplatz 22; Mo&Mi 15-18.30) 
WIEN 15: .Antiquariat W. Simon (lheringgasse 13; Do 15-20; Fr 15-18) WIEN 16: • Beisl CI: 
Payergasse 14) • Beisl BAC.H. (Bachgasse 21) GRAZ: • Friedenswerkstatt (Paulustorgasse 3) 

~ Drahdiwaberl-Antiquanat (Zinzendorfergasse). Bücherstube (Prokopigasse 16) LlNZ: • Alterna­
tivladen (Zollamtstraße 20) • BH Alex (Hauptplatz) • ILL (Pfarrgasse1/I.Stock) KLAGENFURT: • 
VolksgruppenreferatUni (Universitätsstraße) INNSBRUCK: • Am Haven ((Innrain 157) • BH Parnaß 
(Sp~ckbacherstraße 21) .Cafe Ultimatum (Dreiheiligenstraße 9) SCHWERTBERG (oö): • Kultur-
vereIn Kanal (Joseftal 21) SCHWAZ/TIROL: • "Dritte Welt Laden . 


